
Datenschutzhinweise
Das Verarbeiten Ihrer personenbezogenen Daten ist 
wichtige Voraussetzung für das Anbieten optimalen Ver-
sicherungsschutzes durch uns. Der Schutz Ihrer Privat-
sphäre ist uns dabei wichtig.

Mit diesen Hinweisen wollen wir Sie über die Verarbeitung 
Ihrer personenbezogenen Daten durch die Baloise Sach-
versicherung AG Deutschland und die Ihnen nach dem 
Datenschutzrecht zustehenden Rechte informieren.

Verantwortlicher für die Datenverarbeitung
Baloise Sachversicherung AG Deutschland
Basler Straße 4
61352 Bad Homburg v. d. H.
Telefon +49 6172 125220
E-Mail info@baloise.de
www.baloise.de

Unseren Datenschutzbeauftragten erreichen Sie unter 
der o. g. Adresse mit dem Zusatz – Datenschutzbeauf-
tragter – oder per E-Mail unter: Datenschutz@baloise.de.

Allgemeines zur Datenverarbeitung
Wir verarbeiten u. a. folgende für den Vertragsabschluss 
sowie die Vertrags- und Schadenabwicklung relevante 
personenbezogene Daten:
	• Angaben zu Ihrer Person (z. B. Namen, Geburtsdatum)
	• Kontaktdaten (z. B. Adresse, Telefonnummer, Mail

adresse)
	• Angaben zur Bankverbindung zur Abwicklung der spä-

teren Zahlungen
	• Versicherungsproduktspezifische Angaben zur Berech-

nung der Versicherungsprämie
	•  Angaben zur Vorversicherung und Vorschäden

In erster Linie werden dabei die von Ihnen übermittelten 
Angaben und später gegebenenfalls ergänzenden 
Angaben aus der Schadenanzeige verarbeitet.

Um Ihnen einen bestmöglichen Service anzubieten und 
um Sie optimal beraten zu können, erhalten wir auch von 
Dritten personenbezogene Daten, die für den Vertrags-
abschluss erforderlich sind (z. B. Amtsstellen, Vor- und 
Rückversicherer). Nähere Informationen finden Sie unten 
in diesen Hinweisen.

Zwecke und Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung
Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten unter 
Beachtung der EU-Datenschutz-Grundverordnung 
(DSGVO), des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG), der 
datenschutzrechtlich relevanten Bestimmungen des Ver-
sicherungsvertragsgesetzes (VVG) sowie aller weiteren 
maßgeblichen Gesetze. Darüber hinaus hat sich unser 
Unternehmen auf die „Verhaltensregeln für den Umgang 
mit personenbezogenen Daten durch die deutsche Ver-
sicherungswirtschaft“ verpflichtet, die die oben genann-
ten Gesetze für die Versicherungswirtschaft präzisieren. 

Ihre personenbezogenen Daten werden von uns nur für 
die Zwecke verwendet, zu welchen Sie uns Ihre Einwilli-
gung erteilt haben oder zu denen wir gesetzlich verpflich-
tet oder berechtigt sind.

Stellen Sie einen Antrag auf Versicherungsschutz, benöti-
gen wir die von Ihnen hierbei gemachten Angaben für 
den Abschluss des Vertrages und zur Einschätzung des 
von uns zu übernehmenden Risikos. Kommt der Versiche-
rungsvertrag zustande, verarbeiten wir diese Daten zur 
Durchführung des Vertragsverhältnisses, z. B. zur Policie-
rung oder Rechnungsstellung. Angaben zum Schaden 
benötigen wir etwa, um prüfen zu können, ob ein Versi-
cherungsfall eingetreten und wie hoch der Schaden ist.

Der Abschluss bzw. die Durchführung des 
Versicherungsvertrages ist ohne die Verarbeitung Ihrer 
personenbezogenen Daten nicht möglich.

Darüber hinaus benötigen wir Ihre personenbezogenen 
Daten zur Erstellung von versicherungsspezifischen Sta-
tistiken, z. B. für die Entwicklung neuer Tarife oder zur 
Erfüllung aufsichtsrechtlicher Vorgaben. Die Daten aller 
bestehenden Verträge mit dem Verantwortlichen oder 
einer Gesellschaft, die an einer gemeinsamen Datenver-
arbeitung teilnimmt (hierzu finden Sie unten im Punkt 
„Datenverarbeitung in der Unternehmensgruppe“ weitere 
Informationen), nutzen wir für eine Betrachtung der 
gesamten Kundenbeziehung und zur Erfüllung unserer 
versicherungsvertraglichen Pflichten, beispielsweise zur 
Beratung hinsichtlich einer Vertragsanpassung, Vertrags-
ergänzung, für Kulanzentscheidungen oder für umfas-
sende Auskunftserteilungen.

Rechtsgrundlage für diese Verarbeitungen personen
bezogener Daten für vorvertragliche und vertragliche 
Zwecke ist Art. 6 Abs. 1 b) DSGVO. Soweit dafür besondere 
Kategorien personenbezogener Daten (z. B. Ihre Gesund-
heitsdaten bei Abschluss eines Lebensversicherungs
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vertrages) erforderlich sind, benötigen wir hierfür Ihre  
Einwilligung nach Art. 9 Abs. 2 a) i. V. m. Art. 7 DSGVO. 
Diese können Sie an gesonderter Stelle, auf die wir Sie 
hinweisen werden, abgeben. Erstellen wir Statistiken mit 
diesen Datenkategorien, erfolgt dies auf Grundlage von 
Art. 9 Abs. 2 j) DSGVO i. V. m. § 27 BDSG.

Ihre Daten verarbeiten wir auch, um berechtigte Interes-
sen von uns oder Dritten zu wahren (Art. 6 Abs. 1 f) 
DSGVO). Dies kann insbesondere erforderlich sein:
	• zur Gewährleistung der IT-Sicherheit und des IT-

Betriebs, 
	• zur Werbung für unsere eigenen Versicherungspro-

dukte und für 
	• andere Produkte der Baloise Versicherungen und 

deren Kooperationspartner sowie für Markt- und Mei-
nungsumfragen,

	• zur Verhinderung und Aufklärung von Straftaten, ins-
besondere nutzen wir Datenanalysen zur Erkennung 
von Hinweisen, die auf Versicherungsmissbrauch hin-
deuten können.

Soweit die Durchführung von Werbemaßnahmen nur mit 
Ihrer Einwilligung möglich ist, können Sie diese an geson-
derter Stelle, auf die wir Sie hinweisen werden, abgeben.

Darüber hinaus verarbeiten wir Ihre personenbezogenen 
Daten zur Erfüllung gesetzlicher Verpflichtungen wie z. B. 
aufsichtsrechtlicher Vorgaben, handels- und steuerrecht-
licher Aufbewahrungspflichten oder unserer Beratungs-
pflicht. Als Rechtsgrundlage für die Verarbeitung dienen 
in diesem Fall die jeweiligen gesetzlichen Regelungen 
i. V. m. Art. 6 Abs. 1 c) DSGVO.

Sollten wir Ihre personenbezogenen Daten für einen oben 
nicht genannten Zweck verarbeiten wollen, werden wir 
Sie im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen darüber 
zuvor informieren.

Kategorien von Empfängern der 
personenbezogenen Daten

Rückversicherer:
Von uns übernommene Risiken versichern wir bei speziel-
len Versicherungsunternehmen (Rückversicherer). Dafür 
kann es erforderlich sein, Ihre Vertrags- und ggf. Scha-
dendaten an einen Rückversicherer zu übermitteln, damit 
dieser sich ein eigenes Bild über das Risiko oder den Ver-
sicherungsfall machen kann. Darüber hinaus ist es 
möglich, dass der Rückversicherer unser Unternehmen 
aufgrund seiner besonderen Sachkunde bei der Risiko- 
oder Leistungsprüfung sowie bei der Bewertung von Ver-

fahrensabläufen unterstützt. Wir übermitteln Ihre Daten 
an den Rückversicherer nur soweit dies für die Erfüllung 
unseres Versicherungsvertrages mit Ihnen erforderlich ist 
bzw. im zur Wahrung unserer berechtigten Interessen 
erforderlichen Umfang. Nähere Informationen zu einge-
setzten Rückversicherern können Sie unter den oben 
genannten Kontaktinformationen anfordern.

Mitversicherer:
Von uns übernommene Risiken versichern wir im Einzelfall 
gemeinsam mit anderen Versicherern (Mitversicherer). 
Dafür kann es erforderlich sein, Ihre Vertrags- und ggf. 
Schadendaten an einen Mitversicherer zu übermitteln, 
damit dieser sich ein eigenes Bild über das Risiko oder 
den Versicherungsfall machen kann. Darüber hinaus ist 
es möglich, dass der/die Mitversicherer unser Unterneh-
men aufgrund seiner besonderen Sachkunde bei der 
Risiko- oder Leistungsprüfung sowie bei der Bewertung 
von Verfahrensabläufen unterstützt. Wir übermitteln Ihre 
Daten an den/die Mitversicherer nur soweit dies für die 
Erfüllung unseres Versicherungsvertrages mit Ihnen erfor-
derlich ist bzw. im zur Wahrung unserer berechtigten 
Interessen erforderlichen Umfang. Nähere Informationen 
zu eingesetzten Mitversicherern können Sie unter den 
oben genannten Kontaktinformationen anfordern.

Vermittler:
Soweit Sie hinsichtlich Ihrer Versicherungsverträge von 
einem Vermittler betreut werden, verarbeitet Ihr Vermitt-
ler die zum Abschluss und zur Durchführung des Vertra-
ges benötigten Antrags-, Vertrags- und Schadendaten. 
Auch übermittelt unser Unternehmen diese Daten an die 
Sie betreuenden Vermittler, soweit diese die Informatio-
nen zu Ihrer Betreuung und Beratung in Ihren Versiche-
rungs- und Finanzdienstleistungsangelegenheiten benö-
tigen. Sie erhalten hierzu gesondert weitere 
Informationen, falls wir Ihre Daten an einen Sie betreuen-
den Vermittler übermitteln.

Datenverarbeitung in der Unternehmensgruppe:
Spezialisierte Unternehmen bzw. Bereiche unserer Unter-
nehmensgruppe nehmen bestimmte Datenverarbei-
tungsaufgaben für die in der Gruppe verbundenen Unter-
nehmen zentral wahr. Soweit ein Versicherungsvertrag 
zwischen Ihnen und einem oder mehreren Unternehmen 
unserer Gruppe besteht, können Ihre Daten etwa zur  
zentralen Verwaltung von Anschriftendaten, für den tele-
fonischen Kundenservice, zur Vertrags- und Leistungs
bearbeitung, für In- und Exkasso oder zur gemeinsamen 
Postbearbeitung zentral durch ein Unternehmen der 
Gruppe verarbeitet werden. In unserer Dienstleisterliste 
im Anhang bzw. auf unserer Internetseite unter  
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https://www.baloise.de/ de/ueber-uns/datenschutz.html 
finden Sie die Unternehmen, die an einer zentralisierten 
Datenverarbeitung teilnehmen.

Externe Dienstleister:
Wir bedienen uns zur Erfüllung unserer vertraglichen und 
gesetzlichen Pflichten zum Teil externer Dienstleister. 

Eine Auflistung der von uns eingesetzten Auftragnehmer 
und Dienstleister, zu denen nicht nur vorübergehende 
Geschäftsbeziehungen bestehen, können Sie der Über-
sicht im Anhang bzw. auf unserer Internetseite unter  
https://www.baloise.de/de/ueber-uns/datenschutz.html 
entnehmen.

Weitere Empfänger:
Darüber hinaus können wir Ihre personenbezogenen 
Daten an weitere Empfänger übermitteln, wie etwa an 
Behörden zur Erfüllung gesetzlicher Mitteilungspflichten 
(z. B. Sozialversicherungsträger, Finanzbehörden oder 
Strafverfolgungsbehörden).

Dauer der Datenspeicherung
Wir löschen Ihre personenbezogenen Daten sobald sie für 
die oben genannten Zwecke nicht mehr erforderlich sind 
und keine Archivierungspflichten bestehen. Dabei kann 
es vorkommen, dass personenbezogene Daten für die 
Zeit aufbewahrt werden, in der Ansprüche gegen unser 
Unternehmen geltend gemacht werden können (gesetz-
liche Verjährungsfrist von drei oder bis zu dreißig Jahren). 
Zudem speichern wir Ihre personenbezogenen Daten, 
soweit wir dazu gesetzlich verpflichtet sind. Entspre-
chende Nachweis- und Aufbewahrungspflichten ergeben 
sich unter anderem aus dem Handelsgesetzbuch, der 
Abgabenordnung und dem Geldwäschegesetz. Die Spei-
cherfristen betragen danach bis zu zehn Jahren. 

Betroffenenrechte
Sie können unter der o. g. Adresse Auskunft über die zu 
Ihrer Person gespeicherten Daten verlangen. Darüber 
hinaus können Sie unter bestimmten Voraussetzungen 
die Berichtigung oder die Löschung Ihrer Daten verlan-
gen. Ihnen kann weiterhin ein Recht auf Einschränkung 
der Verarbeitung Ihrer Daten sowie ein Recht auf Heraus-
gabe der von Ihnen bereitgestellten Daten in einem 
strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren Format 
zustehen. Wir werden sämtliche Ihrer Rechte entspre-
chend den Vorgaben der EU-DatenschutzGrundverord-
nung (DSGVO), des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG), 
der datenschutzrechtlich relevanten Bestimmungen des 

Versicherungsvertragsgesetzes (VVG) sowie aller weite-
ren maßgeblichen Gesetze beachten.

Widerspruchsrecht
Sie haben das Recht, einer Verarbeitung Ihrer per-
sonenbezogenen Daten zu Zwecken des Profiling, 
der statistischen Verarbeitung, der Markt- und Mei-
nungsforschung oder der Direktwerbung zu wider-
sprechen. 

Verarbeiten wir Ihre Daten zur Wahrung berechtig-
ter Interessen, können Sie dieser Verarbeitung all-
gemein widersprechen, wenn sich aus Ihrer beson-
deren Situation Gründe ergeben, die gegen die 
Datenverarbeitung sprechen.

Beschwerderecht
Sie haben die Möglichkeit, sich mit einer Beschwerde an 
den oben genannten Datenschutzbeauftragten oder an 
eine Datenschutzaufsichtsbehörde zu wenden. 

Hinweis- und Informationssystem der 
Versicherungswirtschaft
Die Versicherungswirtschaft nutzt das Hinweis- und Infor-
mationssystem (HIS) der informa HIS GmbH zur Unter-
stützung der Risikobeurteilung im Antragsfall, zur Sach-
verhaltsaufklärung bei der Leis- tungsprüfung sowie bei 
der Bekämpfung von Versicherungsmissbrauch. Dafür  
ist ein Austausch bestimmter personenbezogener Daten 
mit dem HIS erforderlich. Nähere Informationen dazu 
finden Sie in den beiliegenden Hinweisen zum HIS oder 
auf diesen Websites: www.informa.irfp.de oder  
www.gdv.de/his.

Datenaustausch mit Ihrem früheren Versicherer
Um Ihre Angaben bei Abschluss des Versicherungsvertra-
ges (z. B. zur Mitnahme eines Schadensfreiheitsrabattes 
in der Kfz-Haftpflichtversicherung) bzw. Ihre Angaben bei 
Eintritt des Versicherungsfalls überprüfen und bei Bedarf 
ergänzen zu können, kann im dafür erforderlichen 
Umfang ein Austausch von personenbezogenen Daten 
mit dem von Ihnen im Antrag benannten früheren Versi-
cherer erfolgen.

Bonitätsauskünfte
Soweit es zur Wahrung unserer berechtigten Interessen 
notwendig ist, fragen wir bei der infoscore Consumer 
Data GmbH, Rheinstraße 99, 76532 Baden-Baden. Infor-
mationen zur Beurteilung Ihres allgemeinen Zahlungsver-
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haltens ab, um uns vor Zahlungsausfällen zu schützen. 
Dabei wird Ihr Vorname, Name, Ihre Anschrift sowie Ihr 
Geburtsdatum übermittelt. Die Informationen werden 
von uns für eine begrenzte Zeit gespeichert, um Ihnen 
ggf. Auskunft darüber geben zu können und das Ergebnis 
für den Vertragsabschluss oder im Rahmen eines Versi-
cherungsfalles zu verwenden. Die Verarbeitung Ihrer per-
sonenbezogenen Daten erfolgt auf Basis des Art. 6 Abs. 1 
lit. f) DSGVO. 

Sie können der Übermittlung Ihrer personenbezogenen 
Daten jederzeit widersprechen. Der Abschluss eines Ver-
sicherungsvertrags ist dann allerdings nicht möglich.

Die Bonitätsauskünfte werden unter strenger Einhaltung 
der Datenschutzvorschriften mit Rücksicht auf Ihre 
schutzwürdigen Belange durchgeführt.

Weiteres entnehmen Sie bitte der Anlage zu dieser 
Datenschutzinformation – Datenschutzinformation zur 
infoscore Consumer Data GmbH, Rheinstraße 99, 76532 
Baden-Baden gem. Art. 14 DSGVO. Für eine Auskunft über 
Ihre bei der infoscore Consumer Data GmbH gespeicher-
ten personenbezogenen Daten wenden Sie sich bitte 
direkt an die Auskunftei.

Datenübermittlung in ein Drittland
Sollten wir personenbezogene Daten an Dienstleister 
außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) 
übermitteln, erfolgt die Übermittlung nur, soweit dem 
Drittland durch die EU-Kommission ein angemessenes 
Datenschutzniveau bestätigt wurde oder andere  
angemessene Datenschutzgarantien (z. B. verbindliche 
unternehmensinterne Datenschutzvorschriften oder  
EU-Standardvertragsklauseln) vorhanden sind. Detail-
lierte Information zu unseren Dienstleistern in Dritt
ländern finden Sie hier:  
https://www.baloise. de/de/ueber-uns/datenschutz.html. 
Sie können die Informationen auch unter den oben 
genannten Kontaktinformationen anfordern.

Automatisierte Einzelfallentscheidungen
Auf Basis Ihrer Angaben zum Risiko, zu denen wir Sie bei 
Antragstellung befragen, entscheiden wir vollautomati-
siert etwa über das Zustandekommen oder die Kündi-
gung des Vertrages, mögliche Risikoausschlüsse oder 
über die Höhe der von Ihnen zu zahlenden Versicherungs-
prämie. Im Falle der Ablehnung eines Vertragsabschlusses 
oder der Kündigung des Vertrags auf Basis einer automati-
sierten Einzelfallentscheidung haben Sie das Recht auf 
eine Überprüfung der Entscheidung durch eine Person, auf 
Erläuterung der nach einer entsprechenden Bewertung 

getroffenen Entscheidung, zur Darlegung Ihres eigenen 
Standpunkts und auf Anfechtung der Entscheidung. 

Aufgrund Ihrer Angaben zum Versicherungsfall, der zu 
Ihrem Vertrag gespeicherten Daten (sowie ggf. von 
Dritten hierzu erhaltenen Informationen) entscheiden wir 
vereinzelt vollautomatisiert über unsere Leistungspflicht. 
Die vollautomatisierten Entscheidungen beruhen auf vom 
Unternehmen vorher festgelegten Regeln zur Gewichtung 
zum Beispiel der folgenden Informationen: Fahrzeugwert, 
Einsatzzweck, Einsatzgebiet oder Alter des Fahrzeugs.

Sie haben das Recht, nicht einer ausschließlich auf einer 
automatisierten Verarbeitung – einschließlich Profiling – 
beruhenden Entscheidung unterworfen zu werden und 
können im Falle einer solchen automatisierten Einzelfall-
entscheidung von uns eine nichtautomatisierte Entschei-
dung im Einzelfall fordern.

Anhang

Unternehmen der Baloise Versicherungen in 
Deutschland, die gemeinsame Datenverarbeitungs
verfahren nutzen und Ihre Stammdaten (z. B. Name, 
Anschrift) in gemeinsamen Datenbanken verarbeiten
Baloise Lebensversicherung AG Deutschland
Baloise Sachversicherung AG Deutschland
Baloise Financial Services GmbH
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Information über den 
Datenaustausch 

mit der informa HIS GmbH  
auf Grundlage der Art. 13 und 14 DSGVO

Hiermit möchten wir Sie darüber informieren, dass wir bei 
Abschluss eines Versicherungsvertrages oder im Rahmen 
der Schadenbearbeitung Daten zum Versicherungsob-
jekt (Fahrzeugidentifikationsdaten oder Adresse des 
Gebäudes) sowie Angaben zu Ihrer Person (Name, 
Vorname, Geburtsdatum, Anschrift, frühere Anschriften) 
an die informa HIS GmbH übermitteln (HIS-Anfrage). Die 
informa HIS GmbH überprüft anhand dieser Daten, ob zu 
Ihrer Person und/oder zu Ihrem Versicherungsobjekt im 
„Hinweis- und Informationssystem der Versicherungswirt-
schaft“ (HIS) Informationen gespeichert sind, die auf ein 
erhöhtes Risiko oder Unregelmäßigkeiten in einem Versi-
cherungsfall hindeuten können. Solche Informationen 
können nur aufgrund einer früheren Meldung eines Ver-
sicherungsunternehmens an das HIS vorliegen (HIS-Ein-
meldung), über die Sie ggf. von dem eimeldenden Versi-
cherungsunternehmen gesondert informiert worden sind. 
Daten, die aufgrund einer HIS-Einmeldung im HIS gespei-
chert sind, werden von der informa HIS GmbH an uns, das 
anfragende Versicherungsunternehmen, übermittelt.

Nähere Informationen zum HIS finden Sie auf folgenden 
Internetseiten: www.informa-his.de.

Zwecke der Datenverarbeitung der informa HIS GmbH
Die informa HIS GmbH betreibt als datenschutzrechtlich 
Verantwortliche das Hinweis- und Informationssystem 
HIS der Versicherungswirtschaft. Sie verarbeitet darin 
personenbeziehbare Daten, um die Versicherungswirt-
schaft bei der Bearbeitung von Versicherungsanträgen 
und -schäden zu unterstützen. Es handelt sich bei diesen 
Daten um Angaben zu erhöhten Risiken oder um Auffäl-
ligkeiten, die auf Unregelmäßigkeiten (z. B. Mehrfachab-
rechnung eines Versicherungsschadens bei verschiede-
nen Versicherungsunternehmen) hindeuten können.

Rechtsgrundlage für die Datenverarbeitung
Die informa HIS GmbH verarbeitet personebezogene 
Daten auf Grundlage des Art. 6 Abs 1 lit. f DSGVO. Dies ist 
zulässig, soweit die Verarbeitung zur Wahrung der 
berechtigten Interessen des Verantwortlichen oder eines 
Dritten erforderlich ist, sofern nicht die Interessen und 

Grundfreiheiten der betroffenen Person, die den Schutz 
personenbezogener Daten erfordern, überwiegen.

Die informa HIS GmbH selbst trifft keine Entscheidungen 
über den Abschluss eines Versicherungsvertrages oder 
über die Regulierung von Schäden. Sie stellt den Versi-
cherungsunternehmen lediglich die Informationen für die 
diesbezügliche Entscheidungsfindung zur Verfügung.

Herkunft der Daten der informa HIS GmbH
Die Daten im HIS stammen ausschließlich von Versiche-
rungsunternehmen, die diese in das HIS einmelden.

Kategorien der personenbezogenen Daten
Basierend auf der HIS-Anfrage oder der HIS-Einmeldung 
eines Versicherungsunternehmens werden von der 
informa HIS GmbH – abhängig von der Versicherungsart 
bzw. -sparte – die Daten der Anfrage oder Einmeldung mit 
den dazu genutzten personenbezogenen Daten (Name, 
Vorname, Geburtsdatum, Anschrift, frühere Anschriften) 
bzw. Informationen zum Versicherungsobjekt (z. B. Fahr-
zeug- bzw. Gebäudeinformationen) sowie das anfragende 
bzw. einmeldende Versicherungsunternehmen gespei-
chert. Bei einer HIS-Einmeldung durch ein Versicherungs-
unternehmen, über die Sie gegebenenfalls von diesem 
gesondert informiert werden, speichert die informa HIS 
GmbH erhöhte Risiken oder Auffälligkeiten, die auf Unre-
gelmäßigkeiten hindeuten können, sofern solche Infor-
mationen an das HIS gemeldet wurden. In der Versiche-
rungssparte Leben können dies z. B. Informationen zu 
möglichen Erschwernissen (ohne Hinweis auf Gesund-
heitsdaten) und Versicherungssumme/Rentenhöhe sein. 
Zu Fahrzeugen sind ggf. z. B. 
	• Totalschäden, fiktive Abrechnungen oder Auffälligkei-

ten bei einer früheren Schadenmeldung gespeichert. 
Gebäudebezogene Daten sind Anzahl und Zeitraum 
geltend gemachter Gebäudeschäden.

Kategorien von Empfängern der personenbezogenen 
Daten
Empfänger sind ausschließlich Versicherungsunterneh-
men mit Sitz in Deutschland sowie im Einzelfall im 
Rahmen von Ermittlungsverfahren staatliche Ermitt-
lungsbehörden.

Dauer der Datenspeicherung
Die informa HIS GmbH speichert Informationen über  
Personen gem. Art. 17 Abs. 1 lit. a) DSGVO nur für eine 
bestimmte Zeit.

Angaben über HIS-Anfragen werden taggenau nach zwei 
Jahren gelöscht.
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Für HIS-Einmeldungen gelten folgende Speicherfristen:
	• Personenbezogene Daten (Name, Adresse und 

Geburtsdatum) sowie Fahrzeug- und Gebäudedaten 
werden am Ende des vierten Kalenderjahres nach 
erstmaliger Speicherung gelöscht. Sofern in dem 
genannten Zeitraum eine erneute Einmeldung zu 
einer Person erfolgt, führt dies zur Verlängerung der 
Speicherung der personenbezogenen Daten um 
weitere vier Jahre. Die maximale Speicherdauer 
beträgt in diesen Fällen 10 Jahre.

	• Daten aus der Versicherungssparte Leben werden  
bei nicht zustande gekommenen Verträgen am Ende 
des dritten Jahres nach der erstmaligen Speicherung 
gelöscht

Betroffenenrechte
Jede betroffene Person hat das Recht auf Auskunft, auf 
Berichtigung, auf Löschung sowie auf Einschränkung der 
Verarbeitung. Diese Rechte nach Art. 15 bis 18 DSGVO 
können gegenüber der informa HIS GmbH unter der 
unten genannten Adresse geltend gemacht werden. 
Darüber hinaus besteht die Möglichkeit, sich an die für 
die für die informa HIS GmbH zuständige Aufsichtsbe-
hörde – Der Hessische Datenschutzbeauftragte, Gustav-
Stresemann-Ring 1, 65189 Wiesbaden – zu wenden.  
Hinsichtlich der Meldung von Daten an das HIS ist die  
für das Versicherungsunternehmen zuständige Daten-
schutzaufsichtsbehörde zuständig.

Nach Art. 21 Abs. 1 DSGVO kann der Datenverarbeitung 
aus Gründen, die sich aus der besonderen Situation der 
betroffenen Person ergeben, unter der unten genannten 
Adresse widersprochen werden.

Sofern Sie wissen wollen, welche Daten die informa HIS 
GmbH zu Ihrer Person, zu Ihrem Fahrzeug oder zu Ihrem 
Gebäude gespeichert hat und an wen welche Daten 
übermittelt worden sind, teilt Ihnen die informa HIS 
GmbH dies gerne mit. Sie können dort unentgeltlich eine 
sog. Selbstauskunft anfordern. Wir bitten Sie, zu berück-
sichtigen, dass die informa HIS GmbH aus datenschutz-
rechtlichen Gründen keinerlei telefonische Auskünfte 
erteilen darf, da eine eindeutige Identifizierung Ihrer 
Person am Telefon nicht möglich ist. Um einen Miss-
brauch durch Dritte zu vermeiden, benötigt die informa 
HIS GmbH folgende Angaben von Ihnen:
	• Name (ggf. Geburtsname), Vorname(n), Geburtsdatum
	• Aktuelle Anschrift (Straße, Hausnummer, Postleitzahl 

und Ort) sowie ggf. Voranschriften der letzten fünf Jahre
	• Ggf. FIN des Fahrzeugs.  

Bei Anfragen zum Fahrzeug ist die Beifügung einer 

Kopie der Zulassungsbescheinigung I. oder II. zum 
Nachweis der Haltereigenschaft erforderlich.

Bei Anfragen zum Gebäude ist die Beifügung des letzten 
Versicherungsscheins oder eines sonstigen Dokuments 
erforderlich, das das Eigentum belegt (z. B. Kopie des 
Grundbuchauszugs oder Kaufvertrags).

Wenn Sie – auf freiwilliger Basis – eine Kopie Ihres Auswei-
ses (Vorder- und Rückseite) beifügen, erleichtern Sie der 
informa HIS GmbH die Identifizierung Ihrer Person und 
vermeiden damit mögliche Rückfragen. Sie können die 
Selbstauskunft auch via Internet unter:  
www.infoma-HIS.de/selbstauskunft/  
bei der informa HIS GmbH beantragen.

Kontaktdaten des Unternehmens und des Datenschutz-
beauftragten:
informa HIS GmbH 
Kreuzberger Ring 68
65205 Wiesbaden
Telefon: +49 6 11 88 08 70 0

Der betriebliche Datenschutzbeauftragte der informa HIS 
GmbH ist zudem unter der o. a. Anschrift, zu Hd. Abteilung 
Datenschutz, oder per E-Mail unter folgender Adresse 
erreichbar: his-datenschutz@informa.de.
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Information  
gem. Art 14 EU-DSGVO 

über die infoscore Consumer Data GmbH 
(„ICD“)
 

Name und Kontaktdaten der ICD (verantwortliche Stelle) 
sowie des betrieblichen Datenschutzbeauftragten 
infoscore Consumer Data GmbH
Rheinstraße 99
76532 Baden-Baden 

Der betriebliche Datenschutzbeauftragte der ICD ist unter 
der o. a. Anschrift, zu Hd. Abteilung Datenschutz, oder  
per E-Mail unter: DACH-BDN-Datenschutz@experian.com 
erreichbar.

Zwecke der Datenverarbeitung der ICD
Die ICD verarbeitet und speichert personenbezogene 
Daten, um ihren Vertragspartnern Informationen zur 
Beurteilung der Kreditwürdigkeit von natürlichen und 
juristischen Personen sowie zur Prüfung der postalischen 
Erreichbarkeit von Personen zu geben. Hierzu werden 
auch Wahrscheinlichkeits- bzw. Scoringwerte errechnet 
und übermittelt. Solche Auskünfte sind notwendig und 
erlaubt, um das Zahlungsausfallrisiko z. B. bei einer Kre-
ditvergabe, beim Rechnungskauf oder bei Abschluss 
eines Versicherungsvertrages vorab einschätzen zu 
können. Die Datenverarbeitung und die darauf basieren-
den Auskunftserteilungen der ICD dienen gleichzeitig der 
Bewahrung der Auskunftsempfänger vor wirtschaftlichen 
Verlusten und schützen Verbraucher gleichzeitig vor der 
Gefahr der übermäßigen Verschuldung. Die Verarbeitung 
der Daten erfolgt darüber hinaus zur Identitätsprüfung, 
Betrugsprävention, Anschriftenermittlung, Risikosteue-
rung, Festlegung von Zahlarten oder Konditionen sowie 
zur Tarifierung.

Rechtsgrundlagen für die Datenverarbeitung der ICD
Die ICD ist ein Auskunfteiunternehmen, das als solches 
bei der zuständigen Datenschutzaufsichtsbehörde 
gemeldet ist. Die Verarbeitung der Daten durch die ICD 
erfolgt auf Basis einer Einwilligung gemäß Art. 6 Abs. 1a 
i. V. m. Art. 7 Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) oder 
auf Grundlage des Art. 6 Abs. 1 f DSGVO, soweit die Ver-
arbeitung zur Wahrung der berechtigten Interessen des 
Verantwortlichen oder eines Dritten erforderlich ist und 
sofern die Interessen und Grundfreiheiten der betroffenen 

Person, die den Schutz personenbezogener Daten erfor-
dern, nicht überwiegen. Die ICD stellt ihren Vertragspart-
nern die Informationen nur dann zur Verfügung, wenn 
eine Einwilligung des Betroffenen vorliegt oder von den 
Vertragspartnern ein berechtigtes Interesse hieran im 
Einzelfall glaubhaft dargelegt wurde und eine Verarbei-
tung nach Abwägung aller Interessen zulässig ist. Das 
berechtigte Interesse ist insbesondere vor Eingehung von 
Geschäften mit wirtschaftlichem Risiko gegeben (z. B. 
Rechnungskauf, Kreditvergabe, Abschluss eines Mobil-
funk-, Festnetz- oder Versicherungsvertrages).

Kategorien der personenbezogenen Daten der ICD
Von der ICD werden personenbezogene Daten (Name, 
Vorname(n), Geburtsdatum, Anschrift(en), Telefonnum-
mer(n), E-Mail-Adresse(n)), Informationen zum vertrags-
widrigen Zahlungsverhalten (siehe auch Ziff. 5), zu 
Schuldnerverzeichniseintragungen, (Privat-) Insolvenzver-
fahren und zur postalischen (Nicht-)Erreichbarkeit sowie 
entsprechende Scorewerte verarbeitet bzw. gespeichert.

Herkunft der Daten der ICD
Die Daten der ICD stammen aus den amtlichen Insol-
venzveröffentlichungen sowie den Schuldnerverzeichnis-
sen, die bei den zentralen Vollstreckungsgerichten 
geführt werden. Dazu kommen Informationen von Ver-
tragspartnern der ICD über vertragswidriges Zahlungs-
verhalten basierend auf gerichtlichen sowie außerge-
richtlichen Inkassomaßnahmen. Darüber hinaus werden 
personenbezogene Daten (s. Nr. 4) aus den Anfragen von 
Vertragspartnern der ICD gespeichert. 

Kategorien von Empfängern der personenbezogenen 
Daten der ICD
Empfänger sind insbesondere Unternehmen, die ein wirt-
schaftliches Risiko tragen und ihren Sitz im Europäischen 
Wirtschaftsraum, in Großbritannien und in der Schweiz 
haben. Es handelt sich dabei im Wesentlichen um eCom-
merce-, Telekommunikations- und Versicherungsunterneh-
men, Finanzdienstleister (z.B. Banken, Kreditkartenanbieter), 
Energieversorgungs- und Dienstleistungsunternehmen. 
Darüber hinaus gehören zu den Empfängern solche 
Unternehmen, die Forderungen einziehen, wie etwa 
Inkassounternehmen, Abrechnungsstellen, Rechtsan-
wälte, Adressdienstleister sowie Dienstleister der ICD  
(z. B. Rechenzentrum, Postdienstleister).

Dauer der Datenspeicherung der ICD
Die ICD speichert Informationen über Personen nur für 
eine bestimmte Zeit, nämlich solange, wie deren Speiche-
rung i. S. d. Art. 17 Abs. 1 lit. a) DSGVO notwendig ist. Die 
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bei ICD zur Anwendung kommenden Prüf- und Löschfris-
ten entsprechen einer Selbstvepflichtung (Code of 
Conduct) der im Verband Die Wirtschaftsauskunfteien 
e. V. zusammengeschlossenen Auskunfteiunternehmen.
	• Informationen über fällige und unbestrittene Forde-

rungen bleiben gespeichert, so lange deren Ausgleich 
nicht bekannt gegeben wurde; die Erforderlichkeit der 
fortwährenden Speicherung wird jeweils taggenau 
nach drei Jahren überprüft. Wird der Ausgleich der For-
derung bekannt gegeben, erfolgt eine Löschung der 
personenbezogenen Daten taggenau drei Jahre danach.

	• Daten aus den Schuldnerverzeichnissen der zentralen 
Vollstreckungsgerichte (Eintragungen nach § 882c 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 – 3 ZPO) werden taggenau nach drei 
Jahren gelöscht, jedoch vorzeitig, wenn der ICD eine 
Löschung durch das zentrale Vollstreckungsgericht 
nachgewiesen wird.

	• Informationen über Verbraucher-/Insolvenzverfahren 
oder Restschuldbefreiungsverfahren werden tagge-
nau drei Jahre nach Beendigung des Insolvenzverfah-
rens oder nach Erteilung oder Versagung der Rest-
schuldbefreiung gelöscht. Informationen über die 
Abweisung eines Insolvenzantrages mangels Masse, 
die Aufhebung der Sicherungsmaßnahmen oder über 
die Versagung der Restschuldbefreiung werden tag-
genau nach drei Jahren gelöscht.

	• Angaben über Anfragen werden spätestens taggenau 
nach drei Jahren gelöscht.

	• Voranschriften bleiben taggenau drei Jahre gespei-
chert; danach erfolgt die Prüfung der Erforderlichkeit 
der fortwährenden Speicherung für weitere drei Jahre. 
Danach werden sie taggenau gelöscht, sofern nicht 
zum Zwecke der Identifizierung eine länger währende 
Speicherung erforderlich ist.

Betroffenenrechte gegenüber der ICD
Jede betroffene Person hat gegenüber der ICD das Recht 
auf Auskunft nach Art. 15 DSGVO, das Recht auf Berichti-
gung nach Art. 16 DSGVO, das Recht auf Löschung nach 
Art. 17 DSGVO, das Recht auf Einschränkung der Verarbei-
tung nach Art. 18 DSGVO. Darüber hinaus besteht die 
Möglichkeit, sich an die für die ICD zuständige Aufsichts-
behörde – Der Landesbeauftragte für den Datenschutz 
und die Informationsfreiheit Baden-Württemberg, Lau-
tenschlagerstraße 20, 70173 Stuttgart – zu wenden. Ein-
willigungen können jederzeit gegenüber dem betreffen-
den Vertragspartner widerrufen werden. Dies gilt auch für 
Einwilligungen, die bereits vor Inkrafttreten der DSGVO 
erteilt wurden. Der Widerruf der Einwilligung berührt nicht 
die Rechtmäßigkeit der bis zum Widerruf verarbeiteten 
personenbezogenen Daten. Nach Art. 21 Abs. 1 DSGVO 
kann der Datenverarbeitung aus Gründen, die sich aus 

der besonderen Situation der betroffenen Person 
ergeben, gegenüber der ICD widersprochen werden. 
Sofern Sie wissen wollen, welche Daten die ICD zu Ihrer 
Person gespeichert und an wen sie welche Daten über-
mittelt hat, teilt Ihnen die ICD das gerne im Rahmen einer 
– unentgeltlichen – schriftlichen Selbstauskunft mit. Die 
ICD bittet um Ihr Verständnis, dass sie aus datenschutz-
rechtlichen Gründen keinerlei telefonische Auskünfte 
erteilen darf, da eine eindeutige Identifizierung Ihrer 
Person am Telefon nicht möglich ist. Um einen Miss-
brauch des Auskunftsrechts durch Dritte zu vermeiden, 
benötigt die ICD folgende Angaben von Ihnen: Name 
(ggf. Geburtsname), Vorname(n), Geburtsdatum, Aktuelle 
Anschrift (Straße, Hausnummer, Postleitzahl und Ort), ggf. 
Voranschriften der letzten fünf Jahre (dies dient der Voll-
ständigkeit der zu erteilenden Auskunft) Wenn Sie – auf 
freiwilliger Basis – eine Kopie Ihres Ausweises beifügen, 
erleichtern Sie der ICD die Identifizierung Ihrer Person und 
vermeiden damit mögliche Rückfragen. Sie können die 
Selbstauskunft auch via Internet unter unter https://www.
experian.de/selbstauskunft  
beantragen.

Profilbildung/Profiling/Scoring
Die ICD-Auskunft kann um sogenannte Scorewerte 
ergänzt werden. Beim Scoring der ICD wird anhand von 
Informationen und Erfahrungen aus der Vergangenheit 
eine Prognose insbesondere über Zahlungswahrschein-
lichkeiten erstellt. Das Scoring basiert primär auf Basis 
der zu einer betroffenen Person bei der ICD gespeicherten 
Informationen. Anhand dieser Daten, von adressbezoge-
nen Daten sowie von Anschriftendaten erfolgt auf Basis 
mathematischstatistischer Verfahren (insbes. Verfahren 
der logistischen Regression) eine Zuordnung zu Perso-
nengruppen, die in der Vergangenheit ähnliches Zah-
lungsverhalten aufwiesen.

Folgende Datenarten werden bei der ICD für das Scoring 
verwendet, wobei nicht jede Datenart auch in jede ein-
zelne Berechnung mit einfließt: Daten zum vertragswidri-
gen Zahlungsverhalten (siehe Ziff. 4. u. 5.), zu Schuldner-
verzeichnis-Eintragungen und Insolvenzverfahren (siehe 
Ziff. 4. u. 5.), Geschlecht und Alter der Person, adressbezo-
gene Daten (Bekanntsein des Namens bzw. des Haus-
halts an der Adresse, Anzahl bekannter Personen im 
Haushalt (Haushaltsstruktur), Bekanntsein der Adresse), 
Anschriftendaten (Informationen zu vertragswidrigem 
Zahlungsverhalten in Ihrem Wohnumfeld (Straße/ Haus)), 
Daten aus Anfragen von Vertragspartnern der ICD. 
Besondere Kategorien von Daten i.S.d. Art. 9 DSGVO (z. B. 
Angaben zur Staatsangehörigkeit, ethnischen Herkunft 
oder zu politischen oder religiösen Einstellungen) werden 
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von ICD weder gespeichert noch bei der Berechnung von 
Wahrscheinlichkeitswerten berücksichtigt. Auch die Gel-
tendmachung von Rechten nach der DSGVO, also z. B. die 
Einsichtnahme in die bei der ICD gespeicherten Informa-
tionen nach Art. 15 DSGVO, hat keinen Einfluss auf das 
Scoring. Die ICD selbst trifft keine Entscheidungen über 
den Abschluss eines Rechtsgeschäfts oder dessen Rah-
menbedingungen (wie z. B. angebotene Zahlarten), sie 
unterstützt die ihr angeschlossenen Vertragspartner 
lediglich mit ihren Informationen bei der diesbezüglichen 
Entscheidungsfindung. Die Risikoeinschätzung und Beur-
teilung der Kreditwürdigkeit sowie die darauf basierende 
Entscheidung erfolgt allein durch Ihren Geschäftspartner.
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Baloise Sachversicherung AG
Deutschland

Basler Straße 4
61352 Bad Homburg v. d. H.
www.baloise.de
info@baloise.de

Einwilligung in die Verarbeitung 
Ihrer Daten zur Beratung 
(Werbeeinwilligung)

Damit Sie von uns oder den anderen Unternehmen 
unserer Gruppe, die an einer gemeinsamen Datenverar-
beitung teilnehmen sowie zuständigen Außendienstmit-
arbeitern in allen Fragen der Finanzdienstleistungen  
(z. B. Versicherungen, Bauspar- und Baufinanzierungs
produkte, Fonds- und andere Finanzanlagen) umfassend 
beraten werden können, erklären Sie sich mit Ihrer Unter-
schrift unter dem Versicherungsantrag damit einverstan-
den, dass wir den betreffenden Unternehmen bzw. deren 
zuständigen Außendienstmitarbeitern die für die Kon-
taktaufnahme und Durchführung der Beratung erforder-
lichen Angaben zur dortigen Datenverarbeitung und 
Nutzung übermiteln.

Übermittelt werden dürfen (einzelne Datenkategorien 
können gestrichen werden):
	• Personalien (Name, Anschrift, Geburtsdatum, Famili-

enstand, Beruf oder vergleichbare Daten)
	• Vertragsdaten (Versicherungsdauer, Versicherungs-

summe, versichertes Risiko, Leistungsumfang, Risiko-
orte oder vergleichbare Daten)

In diesem Rahmen entbinden Sie uns zugleich von 
unserer Verschwiegenheitspflicht.

Mit Ihrer Unterschrift unter dem Versicherungsantrag 
erklären Sie sich außerdem damit einverstanden, dass 
die betreffenden Unternehmen die erhaltenen Daten  
zur Markt- und Meinungsforschung nutzen dürfen.

Die vorstehenden Erklärungen sind freiwillig und können 
ohne Einfluss auf den Versicherungsvertrag jederzeit für 
die Zukunft widerrufen werden.
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Mitteilung nach § 19 Abs. 5 VVG  
über die Folgen einer Verletzung der gesetzlichen Anzeigepflicht 

Damit wir Ihren Versicherungsantrag ordnungsgemäß 
prüfen können, ist es notwendig, dass Sie die beiliegen­
den Fragen wahrheitsgemäß und vollständig beantwor­
ten. Es sind auch solche Umstände anzugeben, denen 
Sie nur geringe Bedeutung beimessen. 

Sonderregelung bei personenbezogenen Gefahr­
umständen (Unfall): Angaben, die Sie nicht gegenüber 
dem Versicherungsvermittler machen möchten, sind 
unverzüglich und unmittelbar gegenüber der Baloise 
Sachversicherung AG Deutschland, Basler Straße 4, 
61352 Bad Homburg v. d. H. schriftlich nachzuholen.

Bitte beachten Sie, dass Sie Ihren Versicherungsschutz 
gefährden, wenn Sie unrichtige oder unvollständige 
Angaben machen. Nähere Einzelheiten zu den Folgen 
einer Verletzung der Anzeigepflicht können Sie der nach­
stehenden Information entnehmen.

Welche vorvertraglichen Anzeigepflichten 
bestehen? 

Sie sind bis zur Abgabe Ihrer Vertragserklärung verpflich­
tet, alle Ihnen bekannten gefahrerheblichen Umstände, 
nach denen wir in Textform gefragt haben, wahrheits­
gemäß und vollständig anzuzeigen. Wenn wir nach Ihrer 
Vertragserklärung, aber vor Vertragsannahme in Text­
form nach gefahrerheblichen Umständen fragen, sind 
Sie auch insoweit zur Anzeige verpflichtet. 

Welche Folgen können eintreten, wenn eine 
vorvertragliche Anzeigepflicht verletzt wird? 

1  Rücktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes
Verletzen Sie die vorvertragliche Anzeigepflicht, können 
wir vom Vertrag zurücktreten. Dies gilt nicht, wenn Sie 
nachweisen, dass weder Vorsatz noch grobe Fahrlässig­
keit vorliegt. 

Bei grob fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht haben 
wir kein Rücktrittsrecht, wenn wir den Vertrag auch bei 
Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu 
anderen Bedingungen, geschlossen hätten. 

Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. 
Erklären wir den Rücktritt nach Eintritt des Versiche­
rungsfalles, bleiben wir dennoch zur Leistung verpflich­
tet, wenn Sie nachweisen, dass der nicht oder nicht 
richtig angegebene Umstand
 
	• weder für den Eintritt oder die Feststellung des Ver­

sicherungsfalles
	• noch für die Feststellung oder den Umfang unserer 

Leistungspflicht

ursächlich war. Unsere Leistungspflicht entfällt jedoch, 
wenn Sie die Anzeigepflicht arglistig verletzt haben. 

Bei einem Rücktritt steht uns der Teil des Beitrags zu, 
welcher der bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklä­
rung abgelaufenen Vertragszeit entspricht.

2  Kündigung
Können wir nicht vom Vertrag zurücktreten, weil Sie die 
vorvertragliche Anzeigepflicht lediglich einfach fahrlässig 
oder schuldlos verletzt haben, können wir den Vertrag 
unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen.

Unser Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn wir den 
Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, 
wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätten. 

3  Vertragsänderung 
Können wir nicht zurücktreten oder kündigen, weil wir 
den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten 
Gefahrumstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, 
geschlossen hätten, werden die anderen Bedingungen 
auf unser Verlangen Vertragsbestandteil. Haben Sie die 
Anzeigepflicht fahrlässig verletzt, werden die anderen 
Bedingungen rückwirkend Vertragsbestandteil. Haben 
Sie die Anzeigepflicht schuldlos verletzt, werden die 
anderen Bedingungen erst ab der laufenden Versiche­
rungsperiode Vertragsbestandteil.

Erhöht sich durch die Vertragsänderung der Beitrag  
um mehr als 10 Prozent oder schließen wir die Gefahr­
absicherung für den nicht angezeigten Umstand aus, 
können Sie den Vertrag innerhalb eines Monats nach 
Zugang unserer Mitteilung über die Vertragsänderung 
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Baloise Sachversicherung AG
Deutschland

Basler Straße 4
61352 Bad Homburg v. d. H.
www.baloise.de
info@baloise.de

fristlos kündigen. Auf dieses Recht werden wir Sie in 
unserer Mitteilung hinweisen. 

4  Ausübung unserer Rechte 
Wir können unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung 
oder zur Vertragsänderung nur innerhalb eines Monats 
schriftlich geltend machen. Die Frist beginnt mit dem 
Zeitpunkt, zu dem wir von der Verletzung der Anzeige­
pflicht, die das von uns geltend gemachte Recht begrün­
det, Kenntnis erlangen. Bei der Ausübung unserer Rechte 
haben wir die Umstände anzugeben, auf die wir unsere 
Erklärung stützen. Zur Begründung können wir nach­
träglich weitere Umstände angeben, wenn für diese die 
Frist nach Satz 1 nicht verstrichen ist. 

Wir können uns auf die Rechte zum Rücktritt, zur Kündi­
gung oder zur Vertragsänderung nicht berufen, wenn wir 
den nicht angezeigten Gefahrumstand oder die Unrich­
tigkeit der Anzeige kannten.

Unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung und zur Ver­
tragsänderung erlöschen mit Ablauf von fünf Jahren 
nach Vertragsschluss. Dies gilt nicht für Versicherungs­
fälle, die vor Ablauf dieser Frist eingetreten sind. Die Frist 
beträgt zehn Jahre, wenn Sie die Anzeigepflicht vorsätz­
lich oder arglistig verletzt haben. 

5  Stellvertretung durch eine andere Person 
Lassen Sie sich bei Abschluss des Vertrages durch eine 
andere Person vertreten, so sind bezüglich der Anzeige­
pflicht, des Rücktritts, der Kündigung, der rückwirkenden 
Vertragsänderung und der Ausschlussfrist für die Aus­
übung unserer Rechte die Kenntnis und Arglist Ihres 
Stellvertreters als auch Ihre eigene Kenntnis und Arglist 
zu berücksichtigen. Sie können sich darauf, dass die 
Anzeigepflicht nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig ver­
letzt worden ist, nur berufen, wenn weder Ihrem Stell­
vertreter noch Ihnen Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit 
zur Last fällt.

Seite 2/2BAG  8009  10.22



Widerrufsbelehrung
Abschnitt 1

Widerrufsrecht, Widerrufsfolgen und besondere Hinweise

Widerrufsrecht
Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb einer Frist 
von 14 Tagen ohne Angabe von Gründen in Textform 
(z. B. Brief, Fax, E-Mail) widerrufen.

Die Widerrufsfrist beginnt, nachdem Ihnen
	• der Versicherungsschein,
	• die Vertragsbestimmungen, 

einschließlich der für das Vertragsverhältnis gelten-
den Allgemeinen Versicherungsbedingungen, diese 
wiederum einschließlich der Tarifbestimmungen,

	• diese Belehrung,
	• das Informationsblatt zu Versicherungsprodukten,
	• und die weiteren in Abschnitt 2 aufgeführten Infor-

mationen
jeweils in Textform zugegangen sind.

Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige 
Absendung des Widerrufs. Der Widerruf ist zu richten an:

Baloise Sachversicherung AG Deutschland
Basler Straße 4
61352 Bad Homburg v. d. H.
Telefaxnummer: +49 6172 125456
E-Mail-Adresse: info@baloise.de

Widerrufsfolgen
Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versiche-
rungsschutz und der Versicherer hat Ihnen den auf die 
Zeit nach Zugang des Widerrufs entfallenden Teil der 
Prämien zu erstatten, wenn Sie zugestimmt haben, dass 
der Versicherungsschutz vor dem Ende der Widerrufs-
frist beginnt. Den Teil der Prämie, der auf die Zeit bis 
zum Zugang des Widerrufs entfällt, darf der Versicherer 
in diesem Fall einbehalten; dabei handelt es sich um 
einen Betrag, der sich wie folgt berechnet:

Anzahl der Tage, an denen Versicherungsschutz bestan-
den hat, x 1/360 der Jahresprämie.

Die Höhe der Jahresprämie entnehmen Sie bitte dem 
Antrag bzw. Ihrer individuellen Vertragsinformation.  
Der Versicherer hat zurückzuzahlende Beträge unver-
züglich, spätestens 30 Tage nach Zugang des Widerrufs, 
zu erstatten.

Beginnt der Versicherungsschutz nicht vor dem Ende 
der Widerrufsfrist, so hat der wirksame Widerruf zur 
Folge, dass empfangene Leistungen zurückzugewähren 
und gezogene Nutzungen (z. B. Zinsen) herauszugeben 
sind. Haben Sie Ihr Widerrufsrecht hinsichtlich des  
Versicherungsvertrages wirksam ausgeübt, so sind Sie 
auch an einen mit dem Versicherungsvertrag zusam-
menhängenden Vertrag nicht mehr gebunden. Ein 
zusammenhängender Vertrag liegt vor, wenn er einen 
Bezug zu dem widerrufenen Vertrag aufweist und eine 
Dienstleistung des Versicherers oder eines Dritten auf 
der Grundlage einer Vereinbarung zwischen dem Dritten 
und dem Versicherer betrifft. Eine Vertragsstrafe darf 
weder vereinbart noch verlangt werden.

Besondere Hinweise
Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren 
ausdrücklichen Wunsch sowohl von Ihnen als auch vom 
Versicherer vollständig erfüllt ist, bevor Sie Ihr Wider-
rufsrecht ausgeübt haben.

Abschnitt 2

Auflistung der für den Fristbeginn erforderlichen 
weiteren Informationen

Hinsichtlich der in Abschnitt 1 Satz 2 genannten weiteren 
Informationen werden die Informationspflichten im Fol-
genden im Einzelnen aufgeführt:

Informationspflichten bei allen Versicherungszweigen
Der Versicherer hat Ihnen folgende Informationen zur 
Verfügung zu stellen:

1 
die Identität des Versicherers und der etwaigen Nieder-
lassung, über die der Vertrag abgeschlossen werden soll; 
anzugeben ist auch das Handelsregister, bei dem der 
Rechtsträger eingetragen ist, und die zugehörige Regis-
ternummer;
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2 
die ladungsfähige Anschrift des Versicherers und  
jede andere Anschrift, die für die Geschäftsbeziehung 
zwischen dem Versicherer und Ihnen maßgeblich ist,  
bei juristischen Personen, Personenvereinigungen oder  
-gruppen auch den Namen eines Vertretungsberech
tigten; soweit die Mitteilung durch Übermittlung der  
Vertragsbestimmungen einschließlich der Allgemeinen 
Versicherungsbedingungen erfolgt, bedürfen die  
Informationen einer hervorgehobenen und deutlich 
gestalteten Form;

3 
die Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers;

4 
die wesentlichen Merkmale der Versicherungsleistung, 
insbesondere Angaben über Art, Umfang und Fälligkeit 
der Leistung des Versicherers;

5 
den Gesamtpreis der Versicherung einschließlich aller 
Steuern und sonstigen Preisbestandteile, wobei die 
Prämien einzeln auszuweisen sind, wenn das Versiche-
rungsverhältnis mehrere selbständige Versicherungsver-
träge umfassen soll, oder, wenn ein genauer Preis nicht 
angegeben werden kann, Angaben zu den Grundlagen 
seiner Berechnung, die Ihnen eine Überprüfung des 
Preises ermöglichen;

6 
a.	 gegebenenfalls zusätzlich anfallende Kosten unter 

Angabe des insgesamt zu zahlenden Betrages sowie 
mögliche weitere Steuern, Gebühren oder Kosten, die 
nicht über den Versicherer abgeführt oder von ihm in 
Rechnung gestellt werden;

b.	 alle Kosten, die Ihnen für die Benutzung von Fern
kommunikationsmitteln entstehen, wenn solche 
zusätzlichen Kosten in Rechnung gestellt werden;

7 
Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und der Erfüllung, 
insbesondere zur Zahlungsweise der Prämien; 

8 
die Befristung der Gültigkeitsdauer der zur Verfügung 
gestellten Informationen, beispielsweise die Gültigkeits-
dauer befristeter Angebote, insbesondere hinsichtlich 
des Preises;

9 
Angaben darüber, wie der Vertrag zustande kommt, ins-
besondere über den Beginn der Versicherung und des Ver-
sicherungsschutzes sowie die Dauer der Frist, während 
der der Antragsteller an den Antrag gebunden sein soll;

10 
das Bestehen oder Nichtbestehen eines Widerrufsrechts 
sowie die Bedingungen, Einzelheiten der Ausübung,  
insbesondere Namen und Anschrift derjenigen Person, 
gegenüber der der Widerruf zu erklären ist, und die 
Rechtsfolgen des Widerrufs einschließlich Informationen 
über den Betrag, den Sie im Falle des Widerrufs gegebe-
nenfalls zu zahlen haben; soweit die Mitteilung durch 
Übermittlung der Vertragsbestimmungen einschließlich 
der Allgemeinen Versicherungsbedingungen erfolgt, 
bedürfen die Informationen einer hervorgehobenen und 
deutlich gestalteten Form;

11 
a.	 Angaben zur Laufzeit des Vertrages;
b.	 Angaben zur Mindestlaufzeit des Vertrages;

12 
Angaben zur Beendigung des Vertrages, insbesondere 
zu den vertraglichen Kündigungsbedingungen ein-
schließlich etwaiger Vertragsstrafen; soweit die Mittei-
lung durch Übermittlung der Vertragsbestimmungen 
einschließlich der Allgemeinen Versicherungsbedingun-
gen erfolgt, bedürfen die Informationen einer hervor
gehobenen und deutlich gestalteten Form;

13 
die Mitgliedstaaten der Europäischen Union, deren Recht 
der Versicherer der Aufnahme von Beziehungen zu Ihnen 
vor Abschluss des Versicherungsvertrags zugrunde legt;

14 
das auf den Vertrag anwendbare Recht;

15 
die Sprachen, in denen die Vertragsbedingungen und die 
in diesem Abschnitt genannten Vorabinformationen mit-
geteilt werden, sowie die Sprachen, in denen sich der Ver-
sicherer verpflichtet, mit Ihrer Zustimmung die Kommuni-
kation während der Laufzeit dieses Vertrags zu führen;
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Baloise Sachversicherung AG
Deutschland

Basler Straße 4
61352 Bad Homburg v. d. H.
www.baloise.de
info@baloise.de

17 
Name und Anschrift der zuständigen Aufsichtsbehörde 
sowie die Möglichkeit einer Beschwerde bei dieser Auf-
sichtsbehörde.

Ende der Widerrufsbelehrung

16 
einen möglichen Zugang für Sie zu einem außergericht-
lichen Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren und 
gegebenenfalls die Voraussetzungen für diesen Zugang; 
dabei ist ausdrücklich darauf hinzuweisen, dass die 
Möglichkeit für Sie, den Rechtsweg zu beschreiten, 
hiervon unberührt bleibt;
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Unfallversicherung
Informationsblatt zu Versicherungsprodukten

Dieses Blatt dient nur Ihrer Information und gibt Ihnen einen kurzen Überblick über die wesentlichen Inhalte Ihrer Versicherung.  
Die vollständigen Informationen finden Sie in Ihren Vertragsunterlagen (Versicherungsantrag, Versicherungsschein und Versiche­
rungsbedingungen). Damit Sie umfassend informiert sind, lesen Sie bitte alle Unterlagen durch.

Um welche Art von Versicherung handelt es sich?
Es handelt sich um eine private Unfallversicherung. Sie sichert ab gegen Risiken durch Unfallverletzungen. 

Was ist versichert? 
✓ �Versichert sind Unfälle. Ein Unfall liegt z. B. vor, wenn 

die versicherte Person sich verletzt, weil sie stolpert, 

ausrutscht oder stürzt. Dafür bieten wir insbe­

sondere folgende Leistungsarten:

Geldleistungen
✓ �Einmalige Invaliditätsleistung bei dauerhaften 

Beeinträchtigungen (z. B. Bewegungsein­

schränkungen)

✓ �Lebenslange Unfallrente bei besonders 

schweren Beeinträchtigungen

✓ �Krankenhaustagegeld bei Krankenhaus­

aufenthalten oder ambulanten Operationen

✓ �Kostenersatz für Such-, Bergungs- und  

Rettungseinsätze

✓ �Kostenübernahme für kosmetische Operation 

z. B. zur Behebung unfallbedingter Narben

Dienstleistungen
✓ �Organisation eines medizinisch sinnvollen Kran­

kentransports z. B. zu einer Spezialklinik

✓ �Gesprächsvermittlung zwischen dem Hausarzt  

der versicherten Person und dem behandelnden 

Spezialisten bzw. Krankenhausarzt

Die Leistungsarten und die Versicherungssummen 

dazu vereinbaren wir mit Ihnen im Versicherungsver­

trag.

Was ist nicht versichert?
 �Krankheiten (z. B. Diabetes, Gelenksarthrose,  

Schlaganfall)

 �Kosten für die ärztliche Heilbehandlung

 �Sachschäden (z. B. Brille, Kleidung)

Unternehmen: 
Baloise Sachversicherung AG Deutschland

Produkt:
Baloise Unfallversicherung Silber

Gibt es Deckungsbeschränkungen?
Nicht alle denkbaren Fälle sind versichert. Vom Versi­

cherungsschutz ausgeschlossen sind zum Beispiel:

!  �Unfälle aufgrund eines epileptischen Anfalls

!  �Unfälle durch Ohnmachtsanfälle

!  �Unfälle bei der vorsätzlichen Begehung einer 

Straftat

!  �Unfälle die durch Kernenergie verursacht sind

!  �Depressionen, die nach einem Unfall eintreten

!  �Unfälle bei der aktiven Teilnahme am Krieg

Wenn Unfallfolgen und Krankheiten zusammen­

treffen, kann es zu Leistungskürzungen kommen.
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Wo bin ich versichert?
✓ ��Sie haben weltweit Versicherungsschutz.

Wann beginnt und endet die Deckung?
�Wann die Versicherung beginnt, ist im Versicherungsschein angegeben. Voraussetzung ist, dass Sie den ersten Versiche­

rungsbeitrag rechtzeitig und vollständig gezahlt haben. Die Versicherung gilt für die zunächst vereinbarte Dauer. Wenn  

nicht anders vereinbart, verlängert sie sich danach automatisch um jeweils ein weiteres Jahr, wenn Sie oder wir sie nicht 

kündigen.

Wie kann ich den Vertrag kündigen?
�Sie oder wir können den Vertrag zum Ende der vereinbarten Dauer kündigen (das muss spätestens drei Monate vorher 

geschehen). Sie oder wir können den Vertrag auch kündigen, wenn wir eine Leistung erbracht haben, oder wenn Sie Klage 

gegen uns auf Leistung erhoben haben. Dann endet die Versicherung schon vor Ende der vereinbarten Dauer.

Welche Verpflichtungen habe ich?
  ��Sie müssen alle Fragen im Antragsformular wahrheitsgemäß und vollständig beantworten.
  ��Die Versicherungsbeiträge müssen Sie rechtzeitig und vollständig bezahlen.
  ��Sie müssen uns einen Berufswechsel so bald wie möglich anzeigen, damit wir den Vertrag anpassen können.  
  ��Nach einem Unfall müssen Sie unverzüglich einen Arzt aufsuchen und uns über den Unfall informieren.

Wann und wie zahle ich?
�Den ersten Beitrag müssen Sie spätestens zwei Wochen nach Erhalt des Versicherungsscheins zahlen. Wann Sie die weite- 

ren Beiträge zahlen müssen, ist im Versicherungsschein genannt. Je nach Vereinbarung kann das monatlich, vierteljährlich, 

halbjährlich oder jährlich sein. Sie können die Beiträge überweisen oder uns ermächtigen, sie von Ihrem Konto einzuziehen.
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Allgemeine Versicherungsbedingungen

1	 Was ist versichert?

1.1	 Grundsatz

1.2	 Geltungsbereich

1.3	 Unfallbegriff

1.4	 Erweiterter Unfallbegriff

1.5	 Einschränkungen der Leistungspflicht

2	� Welche Leistungsarten können vereinbart 
werden? 
�Welche Fristen und sonstigen Voraussetzungen 
gelten für die einzelnen Leistungsarten?

2.1	 Invaliditätsleistung

2.2	 Übergangsleistung

2.3	 Unfall-Tagegeld

2.4	 Unfall-Krankenhaustagegeld

2.5	 Todesfallleistung

2.6 	 Such-, Bergungs- und Rückholkosten

2.7	 Kosten für kosmetische Operationen

2.8	 Vorsorgeschutz für Kinder und Lebenspartner

2.9	 Vorläufige Versicherungsschutzzusage

2.10	� Leistungsgarantie gegenüber  
GDV Musterbedingungen

2.11	� Einhaltung der Mindeststandards des 
Arbeitskreises Beratungsprozesse

2.12	 Updategarantie

3	� Was passiert, wenn Unfallfolgen mit Krankheiten 
oder Gebrechen zusammentreffen?

3.1	 Krankheiten und Gebrechen

3.2	 Mitwirkung

4	 Gestrichen

5	 Was ist nicht versichert?

5.1	 Ausgeschlossene Unfälle

5.2	 Ausgeschlossene Gesundheitsschäden

Allgemeine 
Unfall-Versicherungs- 
bedingungen 
2019 Silber 
(AUB 2019 Silber)
Stand: 1. April 2019

Sehr geehrte Kundin, sehr geehrter Kunde,

Unfälle passieren im Haushalt, im Beruf und in der 
Freizeit. Dann hilft Ihre Unfallversicherung – egal, wo und 
wann sich der Unfall ereignet. 

Grundlage für Ihren Vertrag sind diese Allgemeinen 
Unfallversicherungsbedingungen (AUB) und – wenn mit 
Ihnen vereinbart – weitere Bedingungen. Zusammen mit 
dem Antrag und dem Versicherungsschein legen diese 
den Inhalt Ihrer Unfallversicherung fest. Sie sind wichtige 
Dokumente.

Bitte lesen Sie die AUB daher vollständig und gründlich 
durch und bewahren Sie sie sorgfältig auf. So können Sie 
später, besonders nach einem Unfall, alles Wichtige noch 
einmal nachlesen.

Wenn ein Unfall passiert ist, benachrichtigen Sie uns bitte 
möglichst schnell. Wir klären dann mit Ihnen das weitere 
Vorgehen.

Auch wir als Versicherer kommen nicht ganz ohne 
Fachbegriffe aus. Diese sind nicht immer leicht verständ-
lich. Wir möchten aber, dass Sie Ihre Versicherung gut 
verstehen. Deshalb erklären wir bestimmte Fachbegriffe 
oder erläutern sie durch Beispiele. Wenn wir Beispiele 
verwenden, sind diese nicht abschließend.

Ihre Unfallversicherung 

Wer ist wer?

Sie sind unser Versicherungsnehmer und damit unser 
Vertragspartner. 

Versicherte Person ist jeder, für den Sie Versicherungs-
schutz mit uns vereinbart haben. Das können Sie selbst 
und andere Personen sein.
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Allgemeine Versicherungsbedingungen

11.6	 Beitragsbefreiung

12	� Wie sind die Rechtsverhältnisse der am Vertrag 
beteiligten Personen zueinander?

12.1	 Fremdversicherung

12.2	 Rechtsnachfolger und sonstige Anspruchsteller

12.3	 Übertragung und Verpfändung von Ansprüchen

13	� Was bedeutet die vorvertragliche Anzeigepflicht 
und welche Folgen hat ihre Verletzung?

13.1	 Vorvertragliche Anzeigepflicht

13.2	 Mögliche Folgen einer Anzeigepflichtverletzung

13.3	 Voraussetzungen für die Ausübung unserer Rechte

13.4	 Anfechtung

13.5	 Erweiterung des Versicherungsschutzes

14	 Gestrichen

15	� Wann verjähren die Ansprüche aus diesem 
Vertrag?

15.1	 Gesetzliche Verjährung

15.2	 Aussetzung der Verjährung

16	 Welches Gericht ist zuständig?

17	� Was ist bei Mitteilungen an uns zu beachten? 
Was gilt bei Änderung Ihrer Anschrift?

18	 Tarifanpassung

19	 Welches Recht findet Anwendung?

Anhang:

U 901	� Besondere Bedingungen für die progressiven 
Invaliditätsstaffeln

U 913	� Besondere Bedingungen für die monatliche 
Unfall-Rente ab 50 % Invalidität

U 916 	�Besondere Bedingungen für die progressive 
Unfall-Rente ab 40 % Invalidität

U 905	� Besondere Bedingungen zur Herabsetzung 
der Leistungen bei Berufsunfällen

U 912	� Besondere Bedingungen für die dynamische 
Anpassung von Leistung und Beitrag

6	� Was müssen Sie bei Erreichen von Alters- 
stufen und bei Änderungen der Berufstätigkeit 
oder Beschäftigung beachten? 

6.1	 Altersumstellungen

6.2	� Änderung der Berufstätigkeit oder Beschäftigung

6.3	� Fortfall oder Änderung bestimmter 
Leistungsarten bei Erreichen von Altersgrenzen

7	� Was ist nach einem Unfall zu beachten 
(Obliegenheiten)?

8	� Welche Folgen hat die Nichtbeachtung von 
Obliegenheiten?

9	 Wann sind die Leistungen fällig?

9.1	 Erklärung über die Leistungspflicht

9.2	 Fälligkeit der Leistung

9.3	 Vorschüsse

9.4	 Neubemessung des Invaliditätsgrades

9.5	 Allgemeine Hinweise im Leistungsfall

10	 Wann beginnt und wann endet der Vertrag?

10.1	 Beginn des Versicherungsschutzes

10.2	 Dauer und Ende des Vertrages

10.3	� Vertragsbeendigung bei Verlegung des  
Erst- bzw. Hauptwohnsitzes ins Ausland

10.4	 Kündigung nach Versicherungsfall

10.5	� Kündigung bei Eintritt einer 
Pflegebedürftigkeit oder Geisteskrankheit

10.6	 Versicherungsjahr

11	� Was müssen Sie bei der Beitragszahlung 
beachten? 
Was geschieht, wenn Sie einen Beitrag nicht 
rechtzeitig bezahlen?

11.1	 Beitrag und Versicherungssteuer

11.2	� Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/
erster Beitrag

11.3	� Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/
Folgebeitrag

11.4	 Rechtzeitige Zahlung bei SEPA-Lastschriftmandat

11.5	 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung
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Allgemeine Versicherungsbedingungen

1  Was ist versichert?

1.1  Grundsatz
Wir bieten den vereinbarten Versicherungsschutz bei 
Unfällen der versicherten Person.

1.2  Geltungsbereich
Versicherungsschutz besteht während der Wirksamkeit 
des Vertrages weltweit und rund um die Uhr, soweit nicht 
nachfolgend für den Einzelfall eine davon abweichende 
Regelung getroffen wird.

1.3  Unfallbegriff
Nach dem Versicherungsvertragsgesetz (VVG) liegt ein 
Unfall nur dann vor, wenn die versicherte Person durch 
ein plötzlich von außen auf ihren Körper wirkendes 
Ereignis (Unfallereignis) unfreiwillig eine Gesundheits-
schädigung erleidet. Wir bieten Ihnen einen wesentlich 
umfangreicheren Versicherungsschutz. In welchen Fällen 
wir ebenso eine Leistung aus der Unfallversicherung 
erbringen, entnehmen Sie bitte der Ziffer 1.4.

1.4  Erweiterter Unfallbegriff

1.4.1
Als Unfall gilt auch, wenn sich die versicherte Person 
durch eine erhöhte Kraftanstrengung 
	• ein Gelenk an Gliedmaßen oder der Wirbelsäule 

verrenkt.
Beispiel: Die versicherte Person stützt einen  
schweren Gegenstand ab und verrenkt sich dabei das 
Ellenbogengelenk.

	• Muskeln, Sehnen, Bänder oder Kapseln an Gliedmaßen 
oder der Wirbelsäule zerrt oder zerreißt.
Beispiel: Die versicherte Person zerrt sich bei einem 
Klimmzug die Muskulatur am Unterarm.

	• einen Bauch- oder Unterleibsbruch (z. B. Leistenbruch) 
zuzieht.
Beispiel: Die versicherte Person zieht sich durch das 
Anheben eines Schrankes einen Leistenbruch zu.

	• einen Knochen bricht.
	• einen Meniskusschaden zuzieht.

Bandscheiben sind weder Muskeln, Sehnen, Bänder noch 
Kapseln. Deshalb sind sie von dieser Regelung nicht 
erfasst.

Eine erhöhte Kraftanstrengung ist eine Bewegung, deren 
Muskeleinsatz über die normalen Handlungen des täg-
lichen Lebens hinausgeht. Maßgeblich für die Beurteilung 
des Muskeleinsatzes sind die individuellen körperlichen 
Verhältnisse der versicherten Person.

1.4.2
Versichert sind ebenso Gesundheitsschädigungen 
infolge von Eigenbewegungen. Diese Erweiterung gilt 
aber nicht für Verletzungen von Bandscheiben, Kopf, 
Lunge, Herz und bei Blutungen innerer Organe.

1.4.3
Gesundheitsschädigungen, die die versicherte Person bei 
rechtmäßiger Verteidigung oder dem Bemühen zur 
Rettung von Menschen, Sachen oder von Tieren erleidet, 
gelten als unfreiwillig erlitten und sind in die Unfall
versicherung eingeschlossen. 

Beispiel: Die versicherte Person schlägt mit der Faust eine 
Scheibe ein, um eine in Lebensgefahr befindliche Person aus 
einem verschlossenen Raum zu befreien. Dabei wird eine 
Sehne in der Hand der versicherten Person schwer verletzt. 

1.4.4
�Als Unfall gilt auch, wenn die versicherte Person aufgrund 
von
	• Vergiftungen durch die Einnahme fester oder flüssiger 

Stoffe durch den Schlund (Eingang der Speiseröhre),
	• Alkoholvergiftungen (solange sie das 14. Lebensjahr 

noch nicht vollendet hat),
	• Nahrungsmittelvergiftungen,
	• Vergiftungen durch Einatmung schädlicher Stoffe, 

wenn die versicherte Person plötzlich ausströmenden 
Gasen, Dämpfen, Dünsten, Staubwolken oder Säuren 
durch besondere Umstände bis zu 10 Stunden 
ausgesetzt gewesen ist,

	• Pflanzenvergiftungen, welche durch Berühren, 
Schlucken, Kauen und/oder Ausspucken von Pflanzen 
oder Pflanzenteilen hervorgerufen werden, wenn deren 
Schädlichkeit der versicherten Person nicht bewusst war,

	• Strahleneinwirkungen, auch Laser-, Röntgen-, Maser- 
und ultravioletten Strahlen,

	• Explosions-, Schall- oder sonstigen Druckwellen,
	• mechanischer (z. B. Sturz), chemischer (z. B. Verätzung) 

oder elektrischer (z. B. Stromschlag) Einwirkung

unfreiwillig eine Gesundheitsschädigung erleidet.

Ausgeschlossen bleiben 
	• Schäden durch Kernenergie,
	• Gesundheitsschäden, die als Folge eines 

regelmäßigen Umgangs mit strahlenerzeugenden 
Apparaten eintreten,

	• Berufskrankheiten,
	• allmählich erlittene Gesundheitsschäden, wenn die 

versicherte Person den Einwirkungen länger als 
10 Stunden ausgesetzt war.
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Allgemeine Versicherungsbedingungen

Grundsätzlich bieten wir keinen Versicherungsschutz, 
wenn die versicherte Person durch
	• den regelmäßigen Konsum von Drogen oder sonstigen 

Mitteln, die das Bewusstsein beeinträchtigen,
	• einen epileptischen Anfall oder sonstigen Krampfanfall,
	• Herz-Kreislauf-Störungen und Ohnmachtsanfälle,
	• eine witterungsbedingte Bewusstseinsstörung

einen Unfall erleidet. 

1.4.7
Infektionen

1.4.7.1
Es besteht Versicherungsschutz für Infektionen, die durch 
Hautverletzungen von Tieren oder Insekten (z. B. Bisse 
oder Stiche) übertragen wurden (z. B. Meningitis).

Ereignete sich die Hautverletzung vor Vertragsbeginn, 
besteht Versicherungsschutz, wenn die Erkrankung (erst-
malige ärztliche Feststellung) frühestens drei Monate 
nach Vertragsbeginn ausbricht bzw. diagnostiziert wird 
(Wartezeit).

1.4.7.2
Ebenso besteht Versicherungsschutz für 
	• Wundinfektionen, Blutvergiftungen, Wundstarrkrampf 

und Tollwut,
	• Infektionen, die durch Heilmaßnahmen oder Eingriffe 

der versicherten Person entstanden sind, wenn diese 
Heilmaßnahmen oder Eingriffe aufgrund eines 
versicherten Unfalls erforderlich waren.

1.4.7.3
Erleidet die versicherte Person nach einer erfolgten 
Schutzimpfung eine Gesundheitsschädigung (Impf
schaden), gilt diese ebenfalls als Unfall. Ein Impfschaden 
ist eine über das übliche Ausmaß einer Impfreaktion 
hinausgehende Gesundheitsschädigung

1.4.8
Ebenfalls besteht Versicherungsschutz, wenn die versi-
cherte Person beim Tauchen eine tauchtypische Gesund-
heitsschädigung wie z. B. Caissonkrankheit, Trommelfell-
verletzung, Lungenüberdruckunfall, Tiefenrausch, 
Blaukommen, Barotrauma oder Hyperventilation erleidet.

1.4.9
Bei Fahrtveranstaltungen, bei denen es allein oder 
hauptsächlich auf die Erzielung von Durchschnitts
geschwindigkeiten ankommt (das sind z. B. Oldtimer-, 
Stern-, Zuverlässigkeits- und Orientierungsfahrten), 

1.4.5
Mitversichert sind ebenso Gesundheitsschädigungen 
durch
	• Ertrinken,
	• Ersticken,
	• Erfrieren, auch von einzelnen Körperteilen,
	• Flüssigkeits-, Nahrungsmittel- und Sauer-stoffentzug,
	• die Nicht- oder Falscheinnahme von Medikamenten 

infolge einer Entführung oder Geiselnahme oder 
aufgrund einer Notsituation, aus der sich die versi-
cherte Person nicht aus eigener Kraft befreien kann. In 
diesem Fall verzichten wir auch auf eine Anrechnung 
einer Mitwirkung von Krankheiten gemäß Ziffer 3,

solange die versicherte Person die 
Gesundheitsschädigung unfreiwillig erlitten hat.

1.4.6
Eine Bewusstseinsstörung liegt vor, wenn die versicherte 
Person in ihrer Aufnahme- und Reaktionsfähigkeit so 
beeinträchtigt ist, dass sie den Anforderungen der kon-
kreten Situation nicht mehr gewachsen ist. Diese sind in 
der Regel vom Versicherungsschutz ausgeschlossen. 

In den nachfolgenden Situationen erweitern wir den 
Versicherungsschutz und leisten trotz einer aufgetrete-
nen Bewusstseinsstörung für Unfallfolgen durch
	• einen Herzinfarkt oder Schlaganfall. Ausgeschlossen 

bleiben Gesundheitsschäden, die durch den Herz
infarkt oder Schlaganfall selbst verursacht wurden. 
Beispiel: Sie erleiden am Steuer eines Pkw einen Schlag­
anfall und kollidieren deshalb mit einem Baum. Die 
daraus entstehenden Kopfverletzungen sind versichert. 
Für den als direkte Folge des Schlaganfalles gelähmten 
Arm können wir keine Leistung erbringen.

	• Alkoholkonsum, wenn der Blutalkoholgehalt  nicht 
mehr als 2 Promille beträgt – beim Lenken von Kraft-
fahrzeugen nur dann, wenn der Blutalkoholgehalt 
nicht mehr als 1,1 Promille beträgt. 

	• Einnahme von Medikamenten. Führt die Einnahme 
von Medikamenten, durch eine versehentliche Falsch-
einnahme oder durch Nebenwirkungen, zu einer 
Bewusstseinsstörung, in deren Folge ein Unfall pas-
siert, übernehmen wir auch dafür den Versicherungs-
schutz. Ausgeschlossen davon bleibt aber der Medika-
mentenmissbrauch.

	• ungewollte Einnahme von sogenannten „K.o.-Tropfen“, 
soweit dies von der versicherten Person bei der Polizei 
angezeigt und dort protokolliert wurde.

	• Übermüdung (Schlaftrunkenheit), Einschlafen, 
Schlafwandeln und Erschrecken.
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Verkehrsüberwachung oder als Arzt/medizinisches 
Personal bei Rettungs- und Sanitätsflügen). Für diese 
Personen besteht somit Versicherungsschutz, solange sie 
das Fluggerät nicht selbst steuern.

Das Kitesurfen sehen wir nicht als Luftsportrisiko an, 
sodass bei der Ausübung der Versicherungsschutz 
uneingeschränkt besteht.

1.4.11
Ist die versicherte Person zum Unfallzeitpunkt noch 
minderjährig (unter 18 Jahre) oder entmündigt, bieten wir 
Versicherungsschutz für Unfälle 
	• beim Führen eines Land- oder Wasserfahrzeuges ohne 

Führerschein oder beim unbefugten Gebrauch eines 
Fahrzeuges (§ 248b StGB). Voraussetzung ist, dass 
keine weitere Straftat zur Ermöglichung der Fahrt 
begangen wurde.

	• durch Herstellung oder Gebrauch selbstgebauter 
Feuerwerkskörper. Voraussetzung ist, dass mit dem 
Feuerwerkskörper keine Sachbeschädigung oder 
Körperverletzung beabsichtigt wurde.

1.4.12
Mitversichert sind unfreiwillige Gesundheitsschädigun-
gen durch Eingriffe des täglichen Lebens – dies sind das 
Rasieren, Schneiden oder Feilen von Haaren, Nägeln, 
Hühneraugen und Hornhaut.

Versicherungsschutz besteht auch für Heilmaßnahmen 
oder Eingriffe (auch strahlendiagnostische und -thera-
peutische), die durch einen unter diesen Vertrag 
fallenden Unfall veranlasst waren. 

Alle weiteren Heilmaßnahmen oder Eingriffe am Körper 
der versicherten Person bleiben aber ausgeschlossen.

1.4.13
Versichert sind Unfälle, die unmittelbar oder mittelbar durch 
Kriegs- oder Bürgerkriegsereignisse verursacht sind, sofern 
die versicherte Person auf Reisen im Ausland überraschend 
von Kriegs- oder Bürgerkriegsereignissen betroffen wird. 
Dieser Versicherungsschutz erlischt am Ende des 14. Tages 
nach Beginn eines Kriegs oder Bürgerkriegs auf dem Gebiet 
des Staates, in dem sich die versicherte Person aufhält.

Dies gilt jedoch nicht 
	• bei Reisen in oder durch Staaten, auf deren Gebiet 

bereits Krieg oder Bürgerkrieg herrscht, sowie für 
Personen, die sich in Erwartung eines eventuellen 
Kriegs oder Bürgerkriegs in das Krisengebiet begeben,

	• bei der aktiven Teilnahme am Krieg oder Bürgerkrieg,

besteht Versicherungsschutz als Fahrer, Beifahrer oder 
Insasse.

�Ebenso sind Unfälle versichert, die der versicherten 
Person als Fahrer eines Leih- oder Mietkarts auf einer 
öffentlichen Kartbahn in Europa passieren.

Zu den versicherten Fahrtveranstaltungen gehören auch 
solche, bei denen die Verbesserung des Fahrkönnens und 
die Beherrschung des Fahrzeuges im Alltagsverkehr, ins
besondere in extremen Gefahrensituationen, trainiert 
werden (z. B. Fahrsicherheitstrainings). Für Fahrsicherheits-
trainings mit Renncharakter besteht kein Versicherungs-
schutz.

In jedem Fall besteht kein Versicherungsschutz bei der Teil-
nahme an Motorsportveranstaltungen, bei denen es auf 
die, auch nur teilweise, Erzielung einer Höchstgeschwindig-
keit oder auch einer maximalen Durchschnittsgeschwindig-
keit ankommt. Ebenso gewähren wir grundsätzlich keinen 
Versicherungsschutz für die Teilnahme an lizenzpflichtigen 
Motorsportveranstaltungen. Auch besteht bei jeglichen 
Übungs- und Trainingsfahrten zu Motorsportrennen oder 
Motorrennsportarten kein Versicherungsschutz.

1.4.10
Luftfahrt- und Luftsportrisiko
Als Passagier in einem Luftfahrzeug (Flugzeug) besteht 
der vereinbarte Versicherungsschutz. Das gilt auch, wenn 
Sie oder die versicherte Person als Fluggast in einem 
Luftsportgerät von einem Unfall betroffen sind, wie z. B. 
einer Mitfahrt in einem Heißluftballon, als Passagier bei 
einem Segelrundflug oder als Passagier bei einem Fall-
schirm-Tandemsprung.

Dem Flugschüler in der Ausbildung zur Führung eines 
Luftfahrzeuges gewähren wir ebenfalls den vereinbarten 
Versicherungsschutz, da zu diesem Zeitpunkt noch keine 
Lizenz zum Fliegen erforderlich ist.

Sobald die versicherte Person eigenständig und 
eigenverantwortlich ein Luftfahrzeug führt, wofür eine 
Lizenz erforderlich ist, besteht kein Versicherungsschutz 
(Beispiele: Pilot, Gleitschirm- oder Drachenflieger). 

Dies gilt auch, wenn die versicherte Person ein sonstiges 
Besatzungsmitglied (wie z. B. Funker, Bordmechaniker 
oder Flugbegleiter) ist. 

Ausgenommen bleiben Personen, die nicht zur Besatzung 
zählen, mithilfe des Luftfahrzeuges jedoch ihre berufliche 
Tätigkeit ausüben (z. B. für Luftaufnahmen zur 
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Beispiel: Eine Beeinträchtigung ist nicht dauerhaft, wenn die 
versicherte Person einen Knochenbruch erleidet, der inner­
halb eines Jahres folgenlos ausheilt.

2.1.1.2  Eintritt und ärztliche Feststellung der Invalidität
Die Invalidität ist 
	• innerhalb von 15 Monaten nach dem Unfall 

eingetreten und
	• innerhalb von 18 Monaten von einem Arzt schriftlich 

festgestellt worden.

Ist eine dieser Voraussetzungen nicht erfüllt, besteht kein 
Anspruch auf Invaliditätsleistung.

2.1.1.3  Geltendmachung der Invaliditätsleistung
Sie müssen die Invalidität innerhalb von 18 Monaten 
nach dem Unfall bei uns geltend machen. Geltend 
machen heißt: Sie teilen uns mit, dass Sie von einer 
Invalidität ausgehen. 

Versäumen Sie diese Frist, ist der Anspruch auf Invalidi-
tätsleistung ausgeschlossen. Nur in besonderen 
Ausnahmefällen lässt es sich entschuldigen, wenn Sie die 
Frist versäumt haben.

Beispiel: Sie haben durch den Unfall schwere Kopfverletzun­
gen erlitten und waren deshalb nicht in der Lage, mit uns 
Kontakt aufzunehmen.

2.1.1.4 � Keine Invaliditätsleistung bei Unfalltod im  
ersten Jahr

Stirbt die versicherte Person unfallbedingt innerhalb 
eines Jahres nach dem Unfall, besteht kein Anspruch auf 
Invaliditätsleistung.

In diesem Fall zahlen wir eine Todesfallleistung (Ziffer 2.5), 
sofern diese vereinbart ist.

2.1.2
Art und Höhe der Leistung

2.1.2.1  Berechnung der Invaliditätsleistung
�Die Invaliditätsleistung erhalten Sie als einmalige Kapi-
talzahlung.

�Grundlagen für die Berechnung der Leistung sind
	• die vereinbarte Versicherungssumme und
	• der unfallbedingte Invaliditätsgrad.

Beispiel: Bei einer Versicherungssumme von 100.000 EUR 
und einem unfallbedingten Invaliditätsgrad von 20 % zahlen 
wir 20.000 EUR.

	• �für Unfälle durch atomare, biologische oder 
chemische Waffen.

In diesen Fällen ist der Versicherungsschutz 
ausgeschlossen.
Versichert sind aber Unfallfolgen durch Terroranschläge, 
die außerhalb der Territorien der Krieg führenden Parteien 
verübt werden, sowie durch gewalttätige Auseinander
setzungen und innere Unruhen, wenn die versicherte 
Person nicht auf Seiten der Unruhestifter teilgenommen 
hat.

�Auch gelten Unfälle bei Raufhändeln und Schlägereien 
als mitversichert, wenn die versicherte Person nicht der 
Urheber war. Sie gelten ferner als mitversichert, wenn die 
versicherte Person in Ausübung ihrer beruflichen Tätigkeit 
in Raufhändel und Schlägereien verwickelt war.

1.5  Einschränkungen der Leistungspflicht
Für bestimmte Unfälle und Gesundheitsschädigungen 
können wir keine oder nur eingeschränkt Leistungen 
erbringen. 

Bitte beachten Sie daher die Regelungen zur Mitwirkung 
von Krankheiten und Gebrechen (Ziffer 3) und zu den 
Ausschlüssen (Ziffer 5).

2 � Welche Leistungsarten können vereinbart werden? 
Welche Fristen und sonstigen Voraussetzungen 
gelten für die einzelnen Leistungsarten?

Im Folgenden beschreiben wir verschiedene Arten von 
Leistungen und deren Voraussetzungen. 

Es gelten immer nur die Leistungsarten und Versiche-
rungssummen, die Sie mit uns vereinbart haben und die 
in Ihrem Versicherungsschein und dessen Nachträgen 
genannt sind.

2.1  Invaliditätsleistung

2.1.1
Voraussetzungen für die Leistung

2.1.1.1
Die versicherte Person hat eine Invalidität erlitten, wenn 
unfallbedingt die körperliche oder geistige Leistungsfä-
higkeit dauerhaft beeinträchtigt ist. Eine Beeinträchti-
gung ist dauerhaft, wenn sie voraussichtlich länger als 
3 Jahre bestehen wird und eine Änderung dieses 
Zustands nicht zu erwarten ist.
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eine Niere� 20 %

beide Nieren� 100 %

Bei Teilverlust oder teilweiser Funktionsbeeinträchtigung 
gilt der entsprechende Teil der genannten Invaliditäts-
grade.
Beispiel: Ist ein Arm vollständig funktionsunfähig, ergibt das 
einen Invaliditätsgrad von 70 %. Ist er um ein Zehntel in 
seiner Funktion beeinträchtigt, ergibt das einen Invaliditäts­
grad von 7 % (ein Zehntel von 70 %).

2.1.2.2.2  Bemessung außerhalb der Gliedertaxe
Für andere Körperteile, innere Organe oder Sinnesorgane 
richtet sich der Invaliditätsgrad danach, in welchem 
Umfang die normale körperliche oder geistige Leistungs-
fähigkeit insgesamt dauerhaft beeinträchtigt ist. 
Maßstab ist eine durchschnittliche Person gleichen Alters 
und Geschlechts.

Die Bemessung erfolgt ausschließlich nach medizini-
schen Gesichtspunkten.

2.1.2.2.3  Minderung bei Vorinvalidität
Eine Vorinvalidität besteht, wenn betroffene Körperteile, 
innere Organe oder Sinnesorgane schon vor dem Unfall 
dauerhaft beeinträchtigt waren. Sie wird nach Ziffer 
2.1.2.2.1 und Ziffer 2.1.2.2.2 bemessen.

Der Invaliditätsgrad mindert sich um diese Vorinvalidität.

Beispiel: Ist ein Arm vollständig funktionsunfähig, beträgt 
der Invaliditätsgrad 70 %. War dieser Arm schon vor dem 
Unfall um ein Zehntel in seiner Funktion beeinträchtigt, 
beträgt die Vorinvalidität 7 % (ein Zehntel von 70 %). Diese 
7 %ige Vorinvalidität wird abgezogen. Es verbleibt ein 
unfallbedingter Invaliditätsgrad von 63 %.

2.1.2.2.4 � Invaliditätsgrad bei Beeinträchtigung mehrerer 
Körperteile oder Sinnesorgane 

Durch einen Unfall können mehrere Körperteile, innere 
Organe oder Sinnesorgane beeinträchtigt sein. Dann 
werden die Invaliditätsgrade, die nach den vorstehenden 
Bestimmungen ermittelt wurden, zusammengerechnet.

�Mehr als 100 % werden jedoch nicht berücksichtigt.

Beispiel: Durch einen Unfall ist ein Arm vollständig funkti­
onsunfähig (70 %) und ein Bein zur Hälfte in seiner Funktion 
beeinträchtigt (35 %). Auch wenn die Addition der Invalidi­
tätsgrade 105 % ergibt, ist die Invalidität auf 100 % begrenzt.

2.1.2.2 � Bemessung des Invaliditätsgrades, Zeitraum für 
die Bemessung

Der Invaliditätsgrad richtet sich nach der Gliedertaxe 
(Ziffer 2.1.2.2.1), sofern die betroffenen Körperteile, 
Sinnesorgane oder inneren Organe dort genannt sind, 
ansonsten danach, in welchem Umfang die normale 
körperliche oder geistige Leistungsfähigkeit dauerhaft 
beeinträchtigt ist (Ziffer 2.1.2.2.2). 

Maßgeblich ist der unfallbedingte Gesundheitszustand, 
der spätestens am Ende des dritten Jahres nach dem 
Unfall erkennbar ist. Dies gilt sowohl für die erste als auch 
für die spätere Bemessung der Invalidität (Ziffer 9.4).

2.1.2.2.1  Gliedertaxe
Bei Verlust oder vollständiger Funktionsunfähigkeit der 
folgenden Körperteile oder Sinnesorgane gelten aus-
schließlich die hier genannten Invaliditätsgrade:

Arm� 70 %

Arm bis oberhalb des Ellenbogengelenks� 65 %

Arm bis unterhalb des Ellenbogengelenks� 60 %

Hand einschließlich des Handgelenks� 55 %

Daumen� 20 %

Zeigefinger� 10 %

anderer Finger� 5 %

Bein oberhalb der Mitte des Oberschenkels� 70 %

Bein bis zur Mitte des Oberschenkels� 60 %

Bein bis unterhalb des Knies� 50 %

Bein bis zur Mitte des Unterschenkels� 45 %

Fuß einschließlich des Fußgelenks� 40 %

große Zehe� 5 %

andere Zehe� 2 %

Auge� 50 %

sofern das andere Auge vor dem Unfall 
bereits vollständig funktionsunfähig war� 100 %

Gehör auf einem Ohr� 30 %

�sofern das andere Ohr bereits vor dem 
Unfall vollständig funktionsunfähig war� 60 %

Geruchssinn� 10 %

Geschmackssinn� 5 %
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ihrer normalen körperlichen oder geistigen Leistungs
fähigkeit beeinträchtigt, zahlen wir – nach Vorlage eines 
ärztlichen Attestes – 50 % der vereinbarten Übergangs-
leistung. Dieser Betrag wird auf einen weiteren Anspruch 
aus Ziffer 2.2.2 angerechnet.

2.3  Unfall-Tagegeld

2.3.1
Voraussetzungen für die Leistung
Die versicherte Person ist unfallbedingt in ihrer Arbeits
fähigkeit beeinträchtigt und in ärztlicher Behandlung.

2.3.2
Höhe und Dauer der Leistung
Grundlagen für die Berechnung der Leistung sind die 
vereinbarte Versicherungssumme und der unfallbedingte 
Grad der Beeinträchtigung der Arbeitsfähigkeit.

Der Grad der Beeinträchtigung bemisst sich 
	• nach der Fähigkeit der versicherten Person, ihrem bis 

zu dem Unfall ausgeübten Beruf weiter nachzugehen,
	• �nach der allgemeinen Fähigkeit der versicherten 

Person, Arbeit zu leisten, wenn sie zum Zeitpunkt des 
Unfalls nicht berufstätig war.

Das Tagegeld wird nach dem Grad der Beeinträchtigung 
abgestuft.

Beispiel: Bei einer Beeinträchtigung der Arbeitsfähigkeit von 
100 % zahlen wir das vereinbarte Tagegeld in voller Höhe. Bei 
einem ärztlich festgestellten Grad der Beeinträchtigung von 
50 % zahlen wir die Hälfte des Tagegeldes.

Wir zahlen das Tagegeld für die Dauer der ärztlichen 
Behandlung, längstens für ein Jahr ab dem Tag des 
Unfalls.

2.4  Unfall-Krankenhaustagegeld

2.4.1
Voraussetzungen für die Leistung
Die versicherte Person 
	• ist unfallbedingt in medizinisch notwendiger 

vollstationärer Heilbehandlung.
	• unterzieht sich unfallbedingt einer ambulanten chirur-

gischen Operation und ist deswegen für mindestens 
3 Tage ununterbrochen und vollständig in der Aus-
übung ihres Berufs beeinträchtigt. War die versicherte 
Person zum Zeitpunkt des Unfalls nicht berufstätig, 
kommt es auf die allgemeine Fähigkeit an, Arbeit zu 
leisten.

2.1.2.2.5 � Invaliditätsleistung bei Tod der versicherten 
Person

Stirbt die versicherte Person vor der Bemessung der 
Invalidität, zahlen wir eine Invaliditätsleistung unter 
folgenden Voraussetzungen:
	• Die versicherte Person ist nicht unfallbedingt 

innerhalb des ersten Jahres nach dem Unfall 
verstorben (Ziffer 2.1.1.4), und

	• die sonstigen Voraussetzungen für die 
Invaliditätsleistung nach Ziffer 2.1.1 sind erfüllt.

Wir leisten nach dem Invaliditätsgrad, mit dem aufgrund 
der ärztlichen Befunde zu rechnen gewesen wäre.

2.2  Übergangsleistung

2.2.1
Voraussetzungen für die Leistung

2.2.1.1
Die versicherte Person ist unfallbedingt
	• im beruflichen oder außerberuflichen Bereich
	• ohne Mitwirkung von Krankheiten oder Gebrechen
	• zu mindestens 50 % in ihrer normalen körperlichen 

oder geistigen Leistungsfähigkeit beeinträchtigt.

Die Beeinträchtigung dauert, vom Unfalltag an 
gerechnet, ununterbrochen mehr als 6 Monate an.

2.2.1.2
Sie müssen die Beeinträchtigung innerhalb von 
7 Monaten nach dem Unfall bei uns durch ein ärztliches 
Attest geltend machen. Geltend machen heißt: Sie teilen 
uns mit, dass Sie von einer Beeinträchtigung von mehr als 
6 Monaten ausgehen. Nur in besonderen Ausnahmefällen 
lässt es sich entschuldigen, wenn Sie die Frist versäumt 
haben.

Beispiel: Sie haben durch den Unfall schwere Kopf­
verletzungen erlitten und waren deshalb nicht in der Lage, 
mit uns Kontakt aufzunehmen.

2.2.2
Art und Höhe der Leistung
Wir zahlen die Übergangsleistung in Höhe der vereinbar-
ten Versicherungssumme. 

2.2.3
Vorzeitige Zahlung der Übergangsleistung
Ist die versicherte Person nach Ziffer 2.2.1.1 in den ersten 
3 Monaten nach dem Unfall ununterbrochen zu 100 % in 
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2.6  Such-, Bergungs- und Rückholkosten

2.6.1
Voraussetzungen für die Leistung

2.6.1.1
Der versicherten Person sind nach einem 
Unfall Kosten für 
	• Such-, Bergungs- oder Rettungseinsätze von 

öffentlich- oder privatrechtlich organisierten 
Rettungsdiensten 

oder
	• ihren ärztlich angeordneten oder medizinisch sinnvol-

len und vertretbaren Transport zum Krankenhaus oder 
zur Spezialklinik

entstanden.

Einem Unfall steht gleich, wenn ein solcher unmittelbar 
drohte oder nach den konkreten Umständen zu vermuten 
war.

Voraussetzung ist auch, dass ein Dritter (z. B. Kranken-
kasse, Haftpflichtversicherer) nicht zu einer Kostenerstat-
tung verpflichtet ist oder seine Leistungspflicht bestreitet.

2.6.1.2
�Wir ersetzen die Kosten für die Rückkehr der verletzten 
Person zu ihrem ständigen Wohnsitz, soweit die Kosten 
auf ärztlicher Anordnung beruhen oder medizinisch 
sinnvoll und vertretbar waren.

Die Kosten für die Verlegung der versicherten Person in 
ein dem ständigen Wohnsitz nahe gelegenes Kranken-
haus erstatten wir ebenfalls bei einem Krankenhausauf-
enthalt, der voraussichtlich mindestens 14 Tage dauert, 
auch ohne medizinische Notwendigkeit.

2.6.1.3
Bei einem unfallbedingten Todesfall im Inland ersetzen 
wir die Kosten für die Überführung zum letzten ständigen 
Wohnsitz. Bei einem unfallbedingten Todesfall im Ausland 
ersetzen wir die Kosten für die Bestattung im Ausland 
oder für die Überführung zum letzten ständigen Wohn-
sitz.

2.6.1.4
Bei einem Unfall im Ausland ersetzen wir die zusätzlich 
entstehenden Heimfahrt- oder Unterbringungskosten für 
mitreisende minderjährige Kinder, den Ehepartner oder 
den in häuslicher Gemeinschaft mit der versicherten 
Person lebenden Partner einer nicht ehelichen Lebens
gemeinschaft.

	• unterzieht sich unfallbedingt einer vollstationären 
Rehabilitationsmaßnahme oder Kur. 

2.4.2
Höhe und Dauer der Leistung
Wir zahlen das vereinbarte Krankenhaustagegeld 
	• für jeden Kalendertag der vollstationären Behandlung, 

längstens für 2 Jahre ab dem Tag des Unfalls,
	• für 3 Tage bei ambulanten chirurgischen Operationen.

Bei einem Unfall im Ausland zahlen wir für jeden Kalen-
dertag, den die versicherte Person vollstationär im aus-
ländischen Krankenhaus behandelt wird, das Kranken-
haustagegeld in doppelter Höhe – längstens für 30 Tage. 

2.4.3
Genesungsgeld
Die versicherte Person ist aus der vollstationären Heil
behandlung entlassen und hatte Anspruch auf Kranken-
haustagegeld. Dann zahlen wir das Genesungsgeld für 
die gleiche Anzahl von Kalendertagen, für die wir Kran-
kenhaustagegeld geleistet haben, längstens jedoch für 
150 Tage.

Haben wir für eine ambulante Operation nach den Ziffern 
2.4.1 und 2.4.2 das Krankenhaustagegeld geleistet, 
zahlen wir ebenfalls das Genesungsgeld für 3 Tage. 

2.5  Todesfallleistung

2.5.1
Voraussetzungen für die Leistung
Die versicherte Person stirbt unfallbedingt innerhalb von 
2 Jahren nach dem Unfall. 

2.5.2
Art und Höhe der Leistung
Wir zahlen die Todesfallleistung in Höhe der vereinbarten 
Versicherungssumme, wenn die versicherte Person 
innerhalb des ersten Jahres nach dem Unfall verstirbt.

Stirbt die versicherte Person im zweiten Jahr nach dem 
Unfall, wird die Todesfallsumme nur fällig, sofern kein 
Anspruch auf Invaliditätsleistung besteht.

Nachfolgende Leistungen liegen Ihrem Vertrag immer 
zugrunde und nehmen an einer vereinbarten dynami-
schen Anpassung von Leistung und Beitrag nicht teil.   
Bestehen bei uns mehrere Verträge mit diesen Leis-
tungsarten, können diese immer nur aus einem der Ver-
träge geltend gemacht werden.
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natürlichen Zähne, wenn sich die notwendige Behand-
lung aus den Unfallfolgen ergibt und eine Behandlung 
nicht schon vor dem Unfall angeraten war bzw. bereits 
begonnen wurde.

2.7.2
Art und Höhe der Leistung
Ansprüche gegen einen Dritten wie z. B. eine gesetzliche 
oder private Kranken(zusatz)-versicherung oder einen 
Haftpflichtversicherer gehen grundsätzlich vor. 

Die dann noch verbleibenden nachgewiesenen 
	• Arzthonorare und sonstigen Operationskosten,
	• 	Kosten für Unterbringung und Verpflegung in einem 

Krankenhaus,
	• Kosten für medizinisch notwendige  

Hilfs- und Heilmittel,
	• Zahnbehandlungs- und Zahnlaborkosten  

(ohne Materialkosten für den Zahnersatz)

Beispiel: In Folge eines Unfalls benötigt die versicherte Person 
eine Krone. Die Kosten für das Einsetzen der Krone über­
nehmen wir, nicht aber die Kosten für das Material der Krone.

erstatten wir insgesamt bis zur Höhe der im 
Versicherungsschein genannten Versicherungssumme.

2.8  Vorsorgeschutz für Kinder und Lebenspartner

2.8.1
Voraussetzungen für die Leistung
Der Vorsorgeschutz gilt
	• für den Ehe- bzw. Lebenspartner, wenn Sie oder eine 

versicherte Person nach Vertragsbeginn heiraten oder 
eine Lebenspartnerschaft begründen, jedoch nur, 
wenn für den Ehe- bzw. Lebenspartner weder bei uns 
noch einem anderen Versicherer eine private 
Unfallversicherung besteht,

	• für jedes von Ihnen oder der versicherten 
Person nach Vertragsbeginn geborene Kind,

	• für jedes von Ihnen oder der versicherten Person nach 
Vertragsbeginn adoptierte Kind, solange dieses bei der 
Adoption das 17. Lebensjahr noch nicht vollendet hat.

�Den Vorsorgeschutz gewähren wir auch für Kinder, die der 
Ehe- oder Lebenspartner mit in die Partnerschaft bringt, 
sofern die Kinder bei der Eheschließung bzw. Partner-
schaftsgründung das 17. Lebensjahr noch nicht vollen-
det haben und im gemeinsamen Haushalt der Eheleute 
bzw. Lebenspartner leben.

2.6.1.5
Ist nach einem unfallbedingten Krankenhausaufenthalt 
bis zur Herstellung der Transportfähigkeit eine Verlänge-
rung des Hotelaufenthaltes für die verletzte Person 
erforderlich, übernehmen wir die dadurch verursachten 
zusätzlichen Übernachtungs- und Verpflegungskosten 
bis zu einem Gesamtbetrag von 350 EUR.

2.6.2
Art und Höhe der Leistung

2.6.2.1
Wir erstatten nachgewiesene Kosten und nicht von 
Dritten übernommene Kosten insgesamt bis zur Höhe der 
vereinbarten Versicherungssumme. 

2.6.3
Unfallservice

Über unser 24-Stunden-Service-Telefon informieren wir 
über die Möglichkeiten ärztlicher Versorgung und stellen 
auf Wunsch eine Verbindung zwischen dem Hausarzt der 
versicherten Person und dem behandelnden Arzt oder 
Krankenhaus her.

Beispiele:
	• Wir organisieren ggf. einen Such-, Rettungs- oder 

Bergungseinsatz.
	• Wir organisieren für die versicherte Person – auch bei 

Unfällen im Ausland – ggf. einen medizinisch sinnvollen 
Krankentransport zum nächstgelegenen Krankenhaus 
oder zur nächsten Spezialklinik.

	• Wir sorgen für eine Gesprächsvermittlung zwischen dem 
Hausarzt der versicherten Person und dem behandeln­
den Spezialisten bzw. Krankenhausarzt.

2.7  Kosten für kosmetische Operationen

2.7.1
Voraussetzungen für die Leistung
Die versicherte Person hat sich einer kosmetischen 
Operation unterzogen, um eine unfallbedingte Beein-
trächtigung des äußeren Erscheinungsbildes zu beheben.

Die kosmetische Operation erfolgt nach Abschluss der 
Heilbehandlung und wird spätestens innerhalb von 
5 Jahren nach dem über diesen Vertrag versicherten 
Unfall vorgenommen. Bei Unfällen Minderjähriger wird die 
Frist bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres verlängert.

Soweit Zähne betroffen sind und repariert oder ersetzt 
werden müssen, umfasst die Kostenübernahme alle 

Seite 10/24BAU  8101  10.22



Allgemeine Versicherungsbedingungen

denen des GDV empfohlenen Versicherungsbedingungen 
zu Ihrem Nachteil ab, werden wir auf Ihren Wunsch nach 
diesen Bedingungen regulieren.

2.11 � Einhaltung der Mindeststandards des 
Arbeitskreises Beratungsprozesse

Diese Allgemeinen Unfall-Versicherungsbedingungen und 
Besonderen Bedingungen zur Unfallversicherung erfüllen 
die Mindeststandards des Arbeitskreises Beratungs
prozesse.

2.1  Updategarantie
Werden diese, dem Vertrag zugrunde liegenden 
Allgemeinen Unfall-Versicherungsbedingungen oder die 
Besonderen Bedingungen ausschließlich zu Ihrem Vorteil 
und ohne Mehrbeitrag geändert, so gelten die neuen 
Bedingungen mit sofortiger Wirkung auch für diesen 
Vertrag.

3 �� Was passiert, wenn Unfallfolgen mit Krankheiten 
oder Gebrechen zusammentreffen?

3.1  Krankheiten und Gebrechen
Wir leisten ausschließlich für Unfallfolgen. Dies sind 
Gesundheitsschädigungen und ihre Folgen, die durch 
das Unfallereignis verursacht wurden. 

�Wir leisten nicht für Krankheiten oder Gebrechen.

�Beispiele: Krankheiten sind z. B. Diabetes oder Gelenks
erkrankungen; Gebrechen sind z. B. Fehlstellungen der 
Wirbelsäule oder eine angeborene Sehnenverkürzung.

3.2  Mitwirkung
Treffen Unfallfolgen mit Krankheiten oder Gebrechen 
zusammen, mindern wir im Falle einer Invalidität den 
Prozentsatz des Invaliditätsgrades, im Todesfall und, 
soweit nicht etwas anderes bestimmt ist, in allen 
anderen Fällen die Leistung entsprechend dem Anteil, 
den die Krankheit oder das Gebrechen an der Gesund-
heitsschädigung oder ihren Folgen hat (Mitwirkungs
anteil).

�Beträgt der Mitwirkungsanteil weniger als 50 %, nehmen 
wir keine Minderung vor.

4  Gestrichen

5  Was ist nicht versichert?

5.1   Ausgeschlossene Unfälle
Kein Versicherungsschutz besteht für:

2.8.2
Höhe und Dauer der Leistung 
Die Versicherungssummen betragen:
	• 50.000 EUR für den Invaliditätsfall ohne Mehrleistung 

oder Progression
	• 5.000 EUR für den Todesfall
	• 10 EUR Unfall-Krankenhaustagegeld mit allen 

Zusatzleistungen aus Ziffer 2.4
	• zuzüglich der generell versicherten Leistungen ab 

Ziffer 2.6 dieser Bedingungen

�Den Vorsorgeschutz gewähren wir für die Dauer eines 
Jahres ab Eheschließung, Begründung der Lebenspart-
nerschaft, Geburt bzw. Adoption. Er endet zum selben 
Zeitpunkt, zu dem der Unfallvertrag beendet wird bzw. 
der Versicherungsschutz aus dem Vertrag erlischt.

Stellen Sie während der Dauer des Vorsorgeschutzes 
einen Antrag auf Einschluss der betreffenden Person, 
bleibt die beitragsfreie Dauer des Vorsorgeschutzes 
erhalten, an die Stelle der vorgenannten Versicherungs-
summen treten die von Ihnen beantragten Summen und 
Leistungen.

2.9  Vorläufige Versicherungsschutzzusage
Für Ihre Unfallversicherung bestätigen wir Ihnen den vor-
läufigen Versicherungsschutz. Dieser beginnt mit Zugang 
der vollständigen Antragsunterlagen bei uns (Haupt
verwaltung der Baloise Sachversicherung AG), jedoch 
nicht vor dem beantragten Versicherungsbeginn. Er 
endet mit Ihrem Widerspruch gegen den Vertrag oder mit 
der Ablehnung des Antrages durch uns, spätestens aber 
2 Monate nach Antragstellung.

Voraussetzung für den vorläufigen Versicherungsschutz 
ist, dass in den vergangenen 3 Jahren nicht mehr als 
2 Schäden eingetreten sind, die unter den beantragten 
Versicherungsschutz gefallen wären, und dass keine der 
zu versichernden Personen an erheblichen Krankheiten, 
Gebrechen, Verletzungen oder Unfallfolgen leidet bzw. 
einen Beruf ausübt, der unter die „gefährlichen Risiken“ 
einzustufen ist.

2.10 �� Leistungsgarantie gegenüber GDV-
Musterbedingungen

�Wir garantieren, dass diese Allgemeinen Unfall-Versiche-
rungsbedingungen und Besonderen Bedingungen zur 
Unfallversicherung ausschließlich zu Ihrem Vorteil von 
den durch den Gesamtverband der Deutschen Versiche-
rungswirtschaft (GDV) empfohlenen Bedingungen – 
jeweils aktueller Stand – abweichen. Weichen zum Scha-
denzeitpunkt diese Versicherungsbedingungen von 
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durch ein Unfallereignis nach Ziffer 1.3 verursacht sind 
oder ausgelöst wurden.

5.2.2
Krankhafte Störungen infolge psychischer Reaktionen, 
auch wenn diese durch einen Unfall verursacht wurden.

Beispiele:
	• posttraumatische Belastungsstörung nach Beinbruch 

durch einen Verkehrsunfall
	• Angstzustände des Opfers einer Straftat

Versicherungsschutz besteht jedoch für die psychischen 
und nervösen Störungen, die im Anschluss an einen 
Unfall auftreten, wenn und soweit diese Störungen auf 
eine durch den Unfall verursachte organische Erkrankung 
des Hirnnervensystems oder eine durch den Unfall neu 
entstandene Epilepsie zurückzuführen sind. 

6 � Was müssen Sie bei Erreichen von Altersstufen und 
bei Änderungen der Berufstätigkeit oder 
Beschäftigung beachten?

6.1  Altersumstellungen
Jeweils zum Ablauf des Versicherungsjahres, in dem die 
versicherte Person eine der nachfolgend genannten 
Altersstufen erreicht hat, erfolgt eine Beitragsanpassung 
auf die nächste Altersstufe. Hierbei haben Sie folgendes 
Wahlrecht:
a.	 Sie behalten die bisherigen Versicherungssummen 

und wir berechnen einen entsprechend höheren 
Beitrag.

b.	 Sie zahlen den bisherigen Beitrag und wir reduzieren 
die Versicherungssummen entsprechend.

�Über Ihr Wahlrecht werden wir Sie rechtzeitig informieren. 
Teilen Sie uns das Ergebnis Ihrer Wahl nicht bis spätes-
tens 2 Monate nach Beginn des neuen Versicherungs
jahres mit, setzt sich der Vertrag entsprechend der Wahl-
möglichkeit „a“ fort. 

Es gelten folgende Altersstufen:
	• 0 – 17 Jahre
	• 18 – 59 Jahre
	• �60 – 69 Jahre
	• ab 70 Jahre und älter

6.2  Änderung der Berufstätigkeit oder Beschäftigung
Die Höhe des Beitrags hängt maßgeblich von der 
Berufstätigkeit oder der Beschäftigung der versicherten 
Person ab. 

5.1.1
Unfälle, die der versicherten Personen dadurch zustoßen, 
dass sie vorsätzlich eine Straftat ausführt oder versucht 
auszuführen.

5.1.2
Unfälle, die unmittelbar oder mittelbar durch Kernenergie 
verursacht sind.

5.1.3
Sportunfälle, die die versicherte Person
	• als Berufssportler oder
	• als Vertragsamateur oder –sportler in der ersten, bei 

Handball und Eishockey in der ersten oder zweiten 
und bei Fußball in der ersten, zweiten oder dritten 
Spiel- bzw. Leistungsklasse oder

	• bei der Sportausübung im Rahmen der Sport
förderung von Polizei, Bundeswehr und ähnlichen 
Einrichtungen erleidet.

Es besteht auch kein Versicherungsschutz für Sport
unfälle, wenn die versicherte Person aus ihrer sportlichen 
Tätigkeit den überwiegenden Teil ihres Einkommens 
bezieht. Der Ausschluss greift nicht, wenn die Brutto
einnahmen aus dem Sport nicht mehr als 500 EUR im 
Monat bzw. 6.000 EUR im Jahr betragen. Zu diesen 
Einnahmen zählen feste Gehälter, Sieg- oder Antritts
prämie, Preisgelder, Einnahmen aus Werbeverträgen, 
Mäzenatentum und Sponsoring oder anderweitigen 
Zuwendungen.

5.1.4
Unfälle, die der versicherten Person dadurch zustoßen, 
dass Sie, ein gesetzlicher Vertreter oder ein Sorgeberech-
tigter diese vorsätzlich herbeigeführt haben.

5.2  Ausgeschlossene Gesundheitsschäden
Für folgende Gesundheitsschäden besteht kein 
Versicherungsschutz:

5.2.1
Schäden an Bandscheiben sowie Blutungen aus inneren 
Organen und Gehirnblutungen.

Ausnahme:
	• Bandscheibenschäden sind mitversichert, wenn ein 

Unfallereignis nach Ziffer 1.3 diese Gesundheits
schäden überwiegend (also zu mehr als 50 %) 
verursacht hat.

	• Für Blutungen aus inneren Organen und Gehirn
blutungen besteht Versicherungsschutz, wenn diese 
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Die neu errechneten Versicherungssummen gelten für 
berufliche und außerberufliche Unfälle.

Auf Ihren Wunsch führen wir den Vertrag auch mit den 
bisherigen Versicherungssummen bei erhöhtem oder 
gesenktem Beitrag weiter, sobald uns Ihre Mitteilung 
zugeht. 

6.2.3
Versehensklausel 
Unterbleibt versehentlich die Anzeige einer Änderung der 
Berufstätigkeit, so beeinträchtigt das unsere Leistungs-
pflicht nicht, wenn der Versicherungsnehmer bzw. die 
versicherte Person nachweist, dass es sich hierbei nur um 
ein Versehen handelte, und nach Erkennen die Anzeige 
unverzüglich nachholt. Die Beitragsberechnung bzw. 
-berichtigung erfolgt nachträglich, und zwar vom Zeit-
punkt der Veränderung an.

6.2.4
Gefährliche/nicht versicherbare Risiken
Fällt die neue Berufstätigkeit oder Beschäftigung unter 
die „Gefährlichen Risiken” nach dem vereinbarten Tarif, 
gilt Folgendes:

Nach Ablauf von 2 Monaten ab der Änderung gelten für 
Berufsunfälle 10 % der vereinbarten Versicherungssummen. 

Berufe mit gefährlichen Risiken sind z. B. Angehörige von 
Sondereinsatzkommandos (z. B. MEK, SEK, GSG9), Leib-
wächter (Personenschutz); Munitionssuch- und Muniti-
onsräumpersonal, Sprengpersonal; Taucher; Rennfahrer, 
Rennreiter; Tierbändiger, Artisten; Berufs-, Vertrags- und 
Lizenzsportler.

Ausnahme:

Vertragsamateure und Vertragssportler, die neben ihrer 
sportlichen Betätigung noch eine berufliche Tätigkeit 
ausüben, zählen nicht zu den „Gefährlichen Risiken”, 
solange sie Sport unterhalb der ersten – bei Handball 
und Eishockey unterhalb der zweiten und Fußball unter-
halb der dritten – deutschen Spiel- bzw. Leistungsklasse 
ausüben und die Regelungen unter Ziffer 5.1.3 erfüllt sind.

6.3 � Fortfall bestimmter Leistungsarten bei 
Erreichen von Altersgrenzen

Sofern nachfolgende Leistungsarten oder Leistungs
erweiterungen in Ihrem Vertrag vereinbart sind, gelten 
folgende Regelungen: 

Grundlage für die Bemessung des Beitrags ist unser 
geltendes Berufsgruppenverzeichnis. 

	• Berufsgruppe A
Die Einstufung in diese Gefahrengruppe erfolgt für 
Frauen sowie Männer, die eine kaufmännische, verwal-
tende oder planende Tätigkeit ausüben. Dazu zählen 
z. B. Berufe in der Verwaltung, im Verkauf, in der Daten-
verarbeitung (EDV-Bereich) sowie aufsichtsführende 
Tätigkeiten im Betrieb oder auf Baustellen.

	• Berufsgruppe B
Die Einstufung in diese Gefahrengruppe erfolgt für 
Frauen sowie Männer, die eine körperliche oder hand-
werkliche Tätigkeit ausüben (einschließlich mitarbei-
tender Meister). Dazu zählen z. B. Berufe im Gastge-
werbe, in der Land- und Forstwirtschaft, bei der Polizei, 
bei der Feuerwehr, beim Zoll oder im Truppen-, Einsatz- 
oder Vollzugdienst der Bundeswehr.
Übt eine Person auch nur gelegentlich Tätigkeiten der 
Berufsgruppe B aus, wird der Beitrag der Berufsgruppe 
B berechnet.

6.2.1
Mitteilung der Änderung 
Eine Änderung der Berufstätigkeit oder Beschäftigung 
der versicherten Person müssen Sie uns unverzüglich mit-
teilen. Freiwilliger Wehrdienst (ehem. Pflichtwehrdienst), 
militärische Reserveübungen und befristete freiwillige 
soziale Dienste (z. B. Bundesfreiwilligendienst) fallen nicht 
darunter.

Ergeben sich im Rahmen der im Antrag genannten Tätig-
keit ausnahmsweise Sondergefahren, für welche laut 
Tarif ein höherer Beitrag zu zahlen wäre, so gilt die Anzei-
gepflicht nicht, wenn die Sondergefahr vorübergehender 
bzw. kurzfristiger Natur – also kein Dauerzustand ist. Die 
Anzeigepflicht gilt ebenfalls nicht, wenn die Gefahr erhö-
hende Tätigkeit zwar in regelmäßigen Abständen wieder-
kehrt, jedoch nur kurzfristig ist und eine grundsätzliche 
Änderung der versicherten Tätigkeit nicht beinhaltet.

6.2.2
Auswirkung der Änderung
�Errechnen sich für die neue Berufstätigkeit oder Beschäf-
tigung bei gleichbleibendem Beitrag nach dem verein-
barten Tarif niedrigere Versicherungssummen, gelten 
diese nach Ablauf von einem Monat ab der Änderung.

Errechnen sich dagegen höhere Versicherungssummen, 
gelten diese, sobald uns Ihre Mitteilung zugeht, spätes-
tens jedoch nach Ablauf eines Monats ab der Änderung.
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7.4
Für die Prüfung unserer Leistungspflicht benötigen wir 
möglicherweise Auskünfte von 
	• Ärzten, die die versicherte Person vor oder nach dem 

Unfall behandelt oder untersucht haben,
	• anderen Versicherern, Versicherungsträgern und 

Behörden.

�Sie oder die versicherte Person müssen es uns 
ermöglichen, die erforderlichen Auskünfte zu erhalten.

Dazu kann die versicherte Person die Ärzte und die 
genannten Stellen ermächtigen, uns die Auskünfte direkt 
zu erteilen.

Sonst muss die versicherte Person die Auskünfte selbst 
einholen und uns zur Verfügung stellen.

7.5
Hat der Unfall den Tod zur Folge, ist uns dies innerhalb 
von 6 Monaten zu melden, auch wenn uns der Unfall 
schon angezeigt war. Die Frist beginnt erst, wenn Sie, die 
Erben oder die bezugsberechtigten Personen Kenntnis 
von dem Tod der versicherten Person und der Möglichkeit 
einer Unfallursächlichkeit haben. Uns ist das Recht zu 
verschaffen, gegebenenfalls eine Obduktion durch einen 
von uns beauftragten Arzt vornehmen zu lassen.

8 � Welche Folgen hat die Nichtbeachtung von 
Obliegenheiten?

Wenn Sie oder die versicherte Person eine der in Ziffer 7 
genannten Obliegenheiten vorsätzlich verletzen, verlieren 
Sie den Versicherungsschutz.

Bei grob fahrlässiger Verletzung einer Obliegenheit sind 
wir berechtigt, unsere Leistung in einem der Schwere 
Ihres Verschuldens entsprechenden Verhältnis zu kürzen.

Beides gilt nur, wenn wir Sie durch gesonderte Mitteilung 
in Textform auf diese Rechtsfolgen hingewiesen haben.

Weisen Sie nach, dass Sie die Obliegenheit nicht grob 
fahrlässig verletzt haben, bleibt der Versicherungsschutz 
bestehen.

Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn Sie 
nachweisen, dass die Verletzung der Obliegenheit weder 
für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungs-
falls noch für die Feststellung oder den Umfang der Leis-
tung ursächlich war.

6.3.1
Unfall-Tagegeld (Ziffer 2.3) 
Das Unfall-Tagegeld erlischt zum Ablauf des 
Versicherungsjahres, in dem die versicherte Person das 
70. Lebensjahr vollendet. 

6.3.2
Besondere Bedingungen für die dynamische Anpassung 
von Leistung und Beitrag (U 912)

Die dynamische Anpassung von Leistung und Beitrag 
erfolgt letztmalig zum Ende des Versicherungsjahres, in 
dem die versicherte Person das 70. Lebensjahr vollendet.

7 � Was ist nach einem Unfall zu beachten 
(Obliegenheiten)?

Die Fristen und sonstigen Voraussetzungen für die 
einzelnen Leistungsarten sind in Ziffer 2 geregelt.

Im Folgenden beschreiben wir Verhaltensregeln (Oblie-
genheiten). Sie oder die versicherte Person müssen diese 
nach einem Unfall beachten, denn ohne Ihre Mithilfe 
können wir unsere Leistung nicht erbringen.

7.1
Nach einem Unfall, der voraussichtlich zu einer Leistung 
führt, müssen Sie oder die versicherte Person unverzüg-
lich einen Arzt hinzuziehen, seine Anordnungen befolgen 
und uns unterrichten.

Bei zunächst geringfügig erscheinenden oder zunächst 
nicht erkennbaren Unfallfolgen liegt keine Obliegenheits-
verletzung vor, wenn die versicherte Person erst dann 
einen Arzt hinzuzieht und uns unterrichtet, wenn der wirk-
liche Umfang erkennbar wird. Die ärztlichen Anordnun-
gen sind zu befolgen. Die versicherte Person ist jedoch 
nicht verpflichtet, sich einer Operation zu unterziehen.

7.2
Sämtliche Angaben, um die wir Sie oder die versicherte 
Person bitten, müssen wahrheitsgemäß, vollständig und 
unverzüglich erteilt werden.

7.3
Wir beauftragen Ärzte, falls dies für die Prüfung unserer 
Leistungspflicht erforderlich ist. Von diesen Ärzten muss 
sich die versicherte Person untersuchen lassen. Wir 
tragen die notwendigen Kosten und den Verdienstausfall, 
der durch die Untersuchung entsteht. 
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9.3.1
Wir zahlen vor Abschluss des Heilverfahrens die 
vereinbarte Invaliditätsleistung, wenn keine 
Lebensgefahr mehr besteht und eine der folgenden 
Voraussetzungen vollständig erfüllt ist:
	• Verlust von Gliedmaßen
	• Verlust einer oder beider Nieren

9.4  Neubemessung des Invaliditätsgrades
Nach der Bemessung des Invaliditätsgrades  können sich 
Veränderungen des Gesundheitszustands ergeben.
Sie und wir sind berechtigt, den Grad der Invalidität 
jährlich erneut ärztlich bemessen zu lassen.

Dieses Recht steht Ihnen längstens bis zu 
3 Jahre nach dem Unfall und uns längstens bis zu 2 Jahre 
nach dem Unfall zu.
	• Wenn wir eine Neubemessung wünschen, teilen wir 

Ihnen dies zusammen mit der Erklärung über unsere 
Leistungspflicht mit.

	• Wenn Sie eine Neubemessung wünschen, müssen Sie 
uns dies vor Ablauf der Frist mitteilen.

Ergibt die endgültige Bemessung eine höhere 
Invaliditätsleistung, als wir bereits gezahlt haben, ist der 
Mehrbetrag mit 3% jährlich zu verzinsen.

9.5 � Allgemeine Hinweise im Leistungsfall
Für alle Leistungsarten mit Kostenersatz gelten folgende 
Grundsätze:

Soweit ein anderer Ersatzpflichtiger einzutreten hat 
(Krankenversicherer, Unfallverursacher und dergleichen), 
kann der Leistungsanspruch gegen uns nur in Höhe der 
von dort nicht übernommenen restlichen Kosten geltend 
gemacht werden. Bestreitet der andere Ersatzpflichtige 
seine Leistungspflicht, kann der gesamte Erstattungsan-
spruch gegen uns geltend gemacht werden, wenn Ihre 
Forderungen gegen andere Ersatzpflichtige an uns abge-
treten werden.

Die in diesen Allgemeinen Unfall-Versicherungsbedingun-
gen und Besonderen Bedingungen genannten Leistun-
gen und Kosten müssen uns durch Originalrechnungen 
mit dem Erstattungs- oder Ablehnungsvermerk eines 
anderen Ersatzpflichtigen (Krankenversicherer, Unfall
verursacher und dergleichen) sowie ggf. ärztliche Atteste 
über die Notwendigkeit und die Verordnung nachgewie-
sen werden.

Das gilt für vorsätzliche und grob fahrlässige Obliegen-
heitsverletzungen, nicht aber, wenn Sie oder die versi-
cherte Person die Obliegenheit arglistig verletzt haben.

9  Wann sind die Leistungen fällig?
�Wir erbringen unsere Leistungen, nachdem wir die 
Erhebungen abgeschlossen haben, die zur Feststellung 
des Versicherungsfalls und des Umfangs unserer 
Leistungspflicht notwendig sind. Dazu gilt Folgendes:

9.1  Erklärung über die Leistungspflicht
Wir sind verpflichtet, innerhalb eines Monats in Textform 
zu erklären, ob und in welchem Umfang wir unsere 
Leistungspflicht anerkennen. Bei Invaliditätsleistung und 
Unfall-Rente beträgt die Frist 3 Monate.

Die Fristen beginnen, sobald uns folgende Unterlagen 
zugehen:
	• Nachweis des Unfallhergangs und der Unfallfolgen
	• bei Invaliditätsleistung und Unfall-Rente zusätzlich 

der Nachweis über den Abschluss des Heilverfahrens, 
soweit dies für die Bemessung des Invaliditätsgrades 
notwendig ist

Beachten Sie dabei auch die Verhaltensregeln nach 
Ziffer 7.

Die ärztlichen Gebühren, die Ihnen zur Begründung des 
Leistungsanspruchs entstehen, übernehmen wir bei
	• Invalidität bis zu 1‰ der versicherten Summe.
	• Unfall-Rente bis zu 1 Monatsrente.
	• Übergangsleistung bis zu 1% der versicherten Summe.
	• Unfall-Tagegeld und Unfall-Krankenhaustagegeld 

jeweils bis zu 1 Tagessatz.
	• Kosten für kosmetische Operationen sowie für 

Bergungskosten bis zu 1% der jeweils versicherten 
Summe

	• sonstigen von uns angeforderten Bescheinigungen 
bis zu einem Betrag von 25 EUR.

Weitere Kosten übernehmen wir nicht.

9.2  Fälligkeit der Leistung
Erkennen wir den Anspruch an oder haben wir uns mit 
Ihnen über Grund und Höhe geeinigt, leisten wir innerhalb 
von 2 Wochen.

9.3 � Vorschüsse
Steht die Leistungspflicht zunächst nur dem Grunde 
nach fest, zahlen wir – auf Ihren Wunsch – angemessene 
Vorschüsse.
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Die Kündigung muss Ihnen oder uns spätestens einen 
Monat nach Leistung oder Beendigung des Rechtsstreits 
zugegangen sein.

Wenn Sie kündigen, wird Ihre Kündigung wirksam, sobald 
sie uns zugeht. Sie können jedoch bestimmen, dass die 
Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt wirksam wird; 
spätestens jedoch am Ende des Versicherungsjahres. 
Unsere Kündigung wird einen Monat, nachdem Sie sie 
erhalten haben, wirksam.

10.5 � Kündigung bei Eintritt einer Pflegebedürftigkeit 
oder Geisteskrankheit

Wird bei der versicherten Person eine
	• dauernde Pflegebedürftigkeit im Sinne von § 61a 

Sozialgesetzbuch XII
oder
	• eine Geisteskrankheit

ärztlich festgestellt, so können Sie den Versicherungs-
schutz rückwirkend zum Zeitpunkt der Feststellung 
kündigen.

Geisteskrank ist, wer aufgrund einer dauerhaften und 
hochgradigen geistigen oder psychischen Erkrankung 
nicht mehr am allgemeinen Leben teilnehmen kann und 
einer Aufenthaltsunterbringung oder ständigen Aufsicht 
bedarf.

Wir erstatten den Beitrag für die betroffene Person nach 
Vorlage 
	• des Bescheids der Pflegekasse über die Zuerkennung 

eines Pflegegrades oder
	• der Bestätigung des Krankenversicherers über eine 

Aufenthaltsunterbringung bzw. ständige Begleitung 
im Falle einer Geisteskrankheit

ab dem Zeitpunkt der Feststellung, maximal jedoch für 
die letzten 3 Jahre.

10.6  Versicherungsjahr
Das Versicherungsjahr dauert 12 Monate.

Ausnahme:

Besteht die vereinbarte Vertragsdauer nicht aus ganzen 
Jahren, wird das erste Versicherungsjahr entsprechend 
verkürzt. Die folgenden Versicherungsjahre bis zum 
vereinbarten Vertragsablauf sind jeweils ganze Jahre.

Beispiel: Bei einer Vertragsdauer von 15 Monaten beträgt 
das erste Versicherungsjahr 3 Monate, das folgende 
Versicherungsjahr 12 Monate.

10  Wann beginnt und wann endet der Vertrag?

10.1  Beginn des Versicherungsschutzes
Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versiche-
rungsschein angegebenen Zeitpunkt. Voraussetzung für 
den Versicherungsschutz ist, dass Sie den ersten oder 
einmaligen Beitrag unverzüglich nach Ablauf von 
14 Tagen nach Zugang des Versicherungsscheins zahlen.

10.2  Dauer und Ende des Vertrages

10.2.1
Vertragsdauer
Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein 
angegebene Zeit abgeschlossen.
 
10.2.2
Stillschweigende Verlängerung 
Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr ver-
längert sich der Vertrag um jeweils ein weiteres Jahr, 
wenn der Vertrag nicht gekündigt wird. Kündigen können 
sowohl Sie als auch wir. Die Kündigung muss Ihnen oder 
uns spätestens 3 Monate vor dem Ablauf der Vertragszeit 
zugehen.

10.2.3
Vertragsbeendigung
Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet 
der Vertrag zum vorgesehenen Zeitpunkt, ohne dass es 
einer Kündigung bedarf.

Bei einer Vertragsdauer von mehr als 3 Jahren können Sie 
den Vertrag schon zum Ablauf des dritten Jahres oder 
jedes darauf folgenden Jahres kündigen. Ihre Kündigung 
muss uns spätestens 3 Monate vor Ablauf des jeweiligen 
Versicherungsjahres zugehen.

10.3 � Vertragsbeendigung bei Verlegung des  
Erst- bzw. Hauptwohnsitzes ins Ausland

Verlegen Sie Ihren Erst- oder Hauptwohnsitz ins Ausland, 
endet der Vertrag, ohne dass es einer Kündigung bedarf.

Der Vertrag endet einen Monat nach Ausstellung der 
amtlichen Abmeldebescheinigung.

10.4  Kündigung nach Versicherungsfall
Sie oder wir können den Vertrag kündigen, wenn wir eine 
Leistung erbracht haben oder wenn Sie gegen uns Klage 
auf eine Leistung erhoben haben.
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nachweisen, dass Sie die verspätete Zahlung nicht 
verschuldet haben.

11.3 � Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/
Folgebeitrag

11.3.1
Fälligkeit und Rechtzeitigkeit der Zahlung
Die Folgebeiträge werden zu dem jeweils vereinbarten 
Zeitpunkt fällig.

11.3.2 
Verzug
Wenn Sie einen Folgebeitrag nicht rechtzeitig bezahlen, 
geraten Sie in Verzug, auch ohne dass Sie eine Mahnung 
von uns erhalten haben.

�Dies gilt nicht, wenn Sie die verspätete Zahlung nicht 
verschuldet haben. 

Bei Verzug sind wir berechtigt, Ersatz für den Schaden zu 
verlangen, der uns durch den Verzug entstanden ist 
(Ziffer 11.3.3).

11.3.3
Zahlungsfrist
Wenn Sie einen Folgebeitrag nicht rechtzeitig bezahlen, 
können wir Ihnen auf Ihre Kosten in Textform eine Zah-
lungsfrist setzen. Die Zahlungsfrist muss mindestens 
2 Wochen betragen.

Unsere Zahlungsaufforderung ist nur wirksam, wenn sie 
folgende Informationen enthält:
	• Die ausstehenden Beiträge, die Zinsen und die Kosten 

müssen im Einzelnen beziffert sein und
	• die Rechtsfolgen müssen angegeben sein, die nach 

Ziffer 11.3.4 mit der Fristüberschreitung verbunden 
sind.

11.3.4
Verlust des Versicherungsschutzes und Kündigung
Wenn Sie nach Ablauf der Zahlungsfrist den angemahn-
ten Beitrag nicht bezahlt haben,
	• besteht ab diesem Zeitpunkt bis zur Zahlung kein 

Versicherungsschutz.
	• �können wir den Vertrag kündigen, ohne eine Frist 

einzuhalten. Wenn Sie nach unserer Kündigung 
innerhalb eines Monats den angemahnten Beitrag 
bezahlen, besteht der Vertrag fort. Für Versicherungs-
fälle zwischen dem Ablauf der Zahlungsfrist und Ihrer 
Zahlung besteht kein Versicherungsschutz.

11 � Was müssen Sie bei der Beitragszahlung beachten? 
Was geschieht, wenn Sie einen Beitrag nicht 
rechtzeitig bezahlen?

�11.1  Beitrag und Versicherungsteuer

11.1.1
Beitragszahlung und Versicherungsperiode
Die Beiträge können Sie je nach Vereinbarung monatlich, 
vierteljährlich, halbjährlich oder jährlich bezahlen. 

Danach bestimmt sich die Dauer der 
Versicherungsperiode: Sie beträgt
	• bei Monatsbeiträgen einen Monat,
	• bei Vierteljahresbeiträgen ein Vierteljahr,
	• bei Halbjahresbeiträgen ein Halbjahr und
	• bei Jahresbeiträgen ein Jahr. 

11.1.2
Versicherungsteuer
Der in Rechnung gestellte Beitrag enthält die 
Versicherungsteuer. Diese haben Sie in der jeweils vom 
Gesetz bestimmten Höhe zu zahlen.

11.2 � Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/ 
erster Beitrag

11.2.1
Fälligkeit der Zahlung
Wenn Sie den Versicherungsschein von uns erhalten, 
müssen Sie den ersten Beitrag unverzüglich nach Ablauf 
von 14 Tagen bezahlen.

11.2.2
Späterer Beginn des Versicherungsschutzes
Wenn Sie den ersten Beitrag zu einem späteren Zeitpunkt 
bezahlen, beginnt der Versicherungsschutz erst ab 
diesem späteren Zeitpunkt. Darauf müssen wir Sie durch 
gesonderte Mitteilung in Textform oder durch einen auf-
fälligen Hinweis im Versicherungsschein aufmerksam 
gemacht haben.

Wenn Sie uns nachweisen, dass Sie die verspätete 
Zahlung nicht verschuldet haben, beginnt der 
Versicherungsschutz zum vereinbarten Zeitpunkt.

11.2.3
Rücktritt
�Wenn Sie den ersten Beitrag nicht rechtzeitig bezahlen, 
können wir vom Vertrag zurücktreten, solange der Beitrag 
nicht bezahlt ist. Wir können nicht zurücktreten, wenn Sie 
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auch, wenn die Versicherung gegen Unfälle abgeschlos-
sen ist, die einem anderen zustoßen (Fremdversicherung).

Wir zahlen Leistungen aus dem Versicherungsvertrag 
auch dann an Sie aus, wenn der Unfall nicht Ihnen, 
sondern einer anderen versicherten Person zugestoßen 
ist.

Sie sind neben der versicherten Person für die Erfüllung 
der Obliegenheiten verantwortlich.

12.2  Rechtsnachfolger und sonstige Anspruchsteller
Alle für Sie geltenden Bestimmungen sind auf Ihren 
Rechtsnachfolger und sonstige Anspruchsteller 
entsprechend anzuwenden.

12.3  Übertragung und Verpfändung von Ansprüchen
Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag können vor 
Fälligkeit ohne unsere Zustimmung weder übertragen 
noch verpfändet werden.

13 � Was bedeutet die vorvertragliche Anzeigepflicht 
und welche Folgen hat ihre Verletzung?

13.1  Vorvertragliche Anzeigepflicht
Sie sind bis zur Abgabe Ihrer Vertragserklärung verpflich-
tet, alle Ihnen bekannten gefahrerheblichen Umstände, 
nach denen wir in Textform gefragt haben, wahrheits
gemäß und vollständig anzuzeigen. Gefahrerheblich sind 
die Umstände, die für unsere Entscheidung, den Vertrag 
überhaupt oder mit dem vereinbarten Inhalt zu schlie-
ßen, erheblich sind.

�Diese Anzeigepflicht gilt auch für Fragen nach 
gefahrerheblichen Umständen, die wir
	• nach Ihrer Vertragserklärung,
	• aber noch vor Vertragsannahme

in Textform stellen.

�Soll eine andere Person als Sie selbst versichert werden, 
ist auch diese – neben Ihnen – zu wahrheitsgemäßer und 
vollständiger Beantwortung der Fragen verpflichtet.

Wenn eine andere Person die Fragen nach gefahr
erheblichen Umständen für Sie beantwortet und wenn 
diese Person den gefahrerheblichen Umstand kennt oder 
arglistig handelt, werden Sie so behandelt, als hätten Sie 
selbst davon Kenntnis gehabt oder arglistig gehandelt.

11.4  Rechtzeitige Zahlung bei SEPA-Lastschriftmandat

Wenn wir die Einziehung des Beitrags von einem Konto 
vereinbart haben, gilt die Zahlung als rechtzeitig, wenn 
der Beitrag zu dem Fälligkeitstag eingezogen werden 
kann und Sie der Einziehung nicht widersprechen.

Die Zahlung gilt auch als rechtzeitig, wenn der fällige 
Beitrag ohne Ihr Verschulden nicht eingezogen werden 
kann und Sie nach einer Aufforderung in Textform 
unverzüglich zahlen.

Wenn Sie es zu vertreten haben, dass der fällige Beitrag 
nicht eingezogen werden kann, sind wir berechtigt, 
künftig eine andere Zahlungsweise zu verlangen.

Sie müssen allerdings erst dann zahlen, wenn wir Sie 
hierzu in Textform aufgefordert haben.

11.5  Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung
Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrages haben wir nur 
Anspruch auf den Teil des Beitrags, der dem Zeitraum des 
Versicherungsschutzes entspricht.

11.6  Beitragsbefreiung

11.6.1
Bei der Versicherung von Kindern
Wenn Sie während der Versicherungsdauer sterben und
	• bei Versicherungsbeginn das 60. Lebensjahr noch 

nicht vollendet hatten,
	• die Versicherung nicht gekündigt war und
	• Ihr Tod nicht durch Kriegs- oder Bürgerkriegsereignisse 

verursacht wurde,
gilt Folgendes:

Wir führen die Versicherung mit dem zu diesem Zeitpunkt 
geltenden Leistungsumfang bis zum Ablauf des 
Versicherungsjahres beitragsfrei weiter, in dem das 
versicherte Kind das 18. Lebensjahr vollendet.

Der gesetzliche Vertreter des Kindes wird neuer 
Versicherungsnehmer, wenn nichts anderes vereinbart 
ist.

12 � Wie sind die Rechtsverhältnisse der am Vertrag 
beteiligten Personen zueinander?

12.1  Fremdversicherung
Die Ausübung der Rechte aus diesem Vertrag steht 
ausschließlich Ihnen als Versicherungsnehmer zu. Das gilt 
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�Unser Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn wir den 
Vertrag – möglicherweise zu anderen Bedingungen (z. B. 
höherer Beitrag oder eingeschränkter Versicherungs-
schutz) – auch bei Kenntnis der nicht angezeigten 
gefahrerheblichen Umstände geschlossen hätten.

13.2.3
Vertragsänderung
Können wir nicht zurücktreten oder kündigen, weil wir 
den Vertrag – möglicherweise zu anderen Bedingungen 
(z. B. höherer Beitrag oder eingeschränkter Versicherungs-
schutz) – auch bei Kenntnis der nicht angezeigten 
gefahrerheblichen Umstände geschlossen hätten, 
werden die anderen Bedingungen auf unser Verlangen 
hin rückwirkend Vertragsbestandteil.

Haben Sie die Anzeigepflichtverletzung nicht zu 
vertreten, werden die anderen Bedingungen erst ab der 
laufenden Versicherungsperiode (Ziffer 11.1.1) 
Vertragsbestandteil.

Sie können den Vertrag innerhalb eines Monats, 
nachdem Sie unsere Mitteilung erhalten haben, fristlos 
kündigen, wenn
	• wir im Rahmen einer Vertragsänderung den Beitrag 

um mehr als 10 % erhöhen oder
	• wir die Gefahrabsicherung für einen nicht angezeigten 

Umstand ausschließen.

Auf dieses Recht werden wir Sie in der Mitteilung über die 
Vertragsänderung hinweisen.

13.3 � Voraussetzungen für die Ausübung unserer Rechte
Unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur 
Vertragsänderung stehen uns nur zu, wenn wir Sie durch 
gesonderte Mitteilung in Textform auf die Folgen einer 
Anzeigepflichtverletzung hingewiesen haben.

Wir haben kein Recht zum Rücktritt, zur Kündigung oder 
zur Vertragsänderung, wenn wir den nicht angezeigten 
Umstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannten.

Wir können unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung 
oder zur Vertragsänderung nur innerhalb eines Monats 
schriftlich geltend machen. Die Frist beginnt mit dem 
Zeitpunkt, zu dem wir von der Verletzung der Anzeige-
pflicht, die das von uns geltend gemachte Recht begrün-
det, Kenntnis erlangen.

Bei Ausübung unserer Rechte müssen wir die Umstände 
angeben, auf die wir unsere Erklärung stützen. Zur 
Begründung können wir nachträglich weitere Umstände 

13.2  Mögliche Folgen einer Anzeigepflichtverletzung
Eine Verletzung der Anzeigepflicht kann erhebliche 
Auswirkungen auf Ihren Versicherungsschutz haben. Wir 
können in einem solchen Fall
	• vom Vertrag zurücktreten,
	• den Vertrag kündigen,
	• den Vertrag ändern oder
	• den Vertrag wegen arglistiger Täuschung anfechten.

13.2.1
Rücktritt
Wird die vorvertragliche Anzeigepflicht verletzt, können 
wir vom Vertrag zurücktreten.

Kein Rücktrittsrecht besteht, wenn
	• weder eine vorsätzliche
	• noch eine grob fahrlässige

Anzeigepflichtverletzung vorliegt.

Auch wenn die Anzeigepflicht grob fahrlässig verletzt 
wird, haben wir trotzdem kein Rücktrittsrecht, wenn wir 
den Vertrag – möglicherweise zu anderen Bedingungen 
(z. B. höherer Beitrag oder eingeschränkter Versicherungs-
schutz) – auch bei Kenntnis der nicht angezeigten 
gefahrerheblichen Umstände geschlossen hätten.

Im Fall des Rücktritts haben Sie keinen 
Versicherungsschutz. 

Wenn wir nach Eintritt des Versicherungsfalls zurück
treten, bleibt unsere Leistungspflicht unter folgender 
Voraussetzung bestehen: 

Die Verletzung der Anzeigepflicht bezieht sich auf einen 
gefahrerheblichen Umstand, der
	• weder für den Eintritt oder die Feststellung des 

Versicherungsfalls
	• noch für die Feststellung oder den Umfang unserer 

Leistungspflicht
ursächlich war.

Wird die Anzeigepflicht arglistig verletzt, entfällt unsere 
Leistungspflicht.

13.2.2
Kündigung
Wenn unser Rücktrittsrecht ausgeschlossen ist, weil die 
Verletzung der Anzeigepflicht weder vorsätzlich noch 
grob fahrlässig erfolgte, können wir den Vertrag unter 
Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen.

Seite 19/24BAU  8101  10.22



Allgemeine Versicherungsbedingungen

	• das Gericht Ihres Wohnorts oder, wenn Sie keinen 
festen Wohnsitz haben, am Ort Ihres gewöhnlichen 
Aufenthalts.

16.2
Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen Sie ist 
das Gericht Ihres Wohnorts oder, wenn Sie keinen festen 
Wohnsitz haben, das Gericht Ihres gewöhnlichen 
Aufenthalts zuständig.

17 � Was ist bei Mitteilungen an uns zu beachten? 
Was gilt bei Änderung Ihrer Anschrift?

17.1
Anzeigen oder Erklärungen sollen an folgende Stellen 
gerichtet werden:
	• an unsere Hauptverwaltung oder
	• �an die Geschäftsstelle, die für Sie zuständig ist. 

Welche Geschäftsstelle dies ist, ergibt sich aus Ihrem 
Versicherungsschein oder aus dessen Nachträgen.

17.2
Änderungen Ihrer Anschrift müssen Sie uns mitteilen.

Wenn Sie dies nicht tun und wir Ihnen gegenüber eine 
rechtliche Erklärung abgeben wollen, gilt Folgendes:

Die Erklärung gilt 3 Tage nach der Absendung als 
zugegangen, wenn wir sie per Einschreiben an Ihre letzte 
uns bekannte Anschrift geschickt haben.

Das gilt auch, wenn Sie uns eine Änderung Ihres Namens 
nicht mitteilen.

18  Tarifanpassung

18.1
Um die dauernde Erfüllbarkeit der Verpflichtung aus den 
Versicherungsverträgen sicherzustellen, sind wir berech-
tigt, einmal jährlich die Tarifbeiträge für bestehende 
Verträge unter Beachtung der anerkannten Grundsätze 
der Versicherungsmathematik und Versicherungstechnik 
neu zu kalkulieren, um sie an die Schaden- und Kosten-
entwicklung anzupassen und  einen sich ergebenden 
Anpassungsbedarf an die betroffenen Versicherungs
verträge weiterzugeben. Von der Neukalkulation unbe-
rührt bleiben der Ansatz für Gewinn sowie individuelle 
Beitragszu- und abschläge.

angeben, wenn für diese die Monatsfrist noch nicht 
verstrichen ist.

Nach Ablauf von 5 Jahren seit Vertragsschluss erlöschen 
unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur 
Vertragsänderung. Ist der Versicherungsfall vor Ablauf 
dieser Frist eingetreten, können wir die Rechte auch nach 
Ablauf der Frist geltend machen.

Ist die Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglistig verletzt 
worden, beträgt die Frist 10 Jahre.

13.4  Anfechtung
Wir können den Vertrag auch anfechten, falls unsere 
Entscheidung zur Annahme des Vertrages durch 
unrichtige oder unvollständige Angaben bewusst und 
gewollt beeinflusst worden ist.

Im Fall der Anfechtung steht uns der Teil des Beitrags zu, 
der der bis zum Wirksamwerden der Anfechtungserklä-
rung abgelaufenen Vertragszeit entspricht. 

13.5  Erweiterung des Versicherungsschutzes
Die Absätze 13.1. bis 13.4 gelten entsprechend, wenn der 
Versicherungsschutz nachträglich erweitert wird und 
deshalb eine erneute Risikoprüfung erforderlich ist.

14  Gestrichen

15  Wann verjähren die Ansprüche aus diesem Vertrag?

15.1 � Gesetzliche Verjährung
Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren 
in 3 Jahren. Die Fristberechnung richtet sich nach den 
allgemeinen Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs.

15.2  Aussetzung der Verjährung
Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei uns 
geltend gemacht worden, ist die Verjährung gehemmt. 
Dies gilt von der Geltendmachung bis zu dem Zeitpunkt, 
zu dem Ihnen unsere Entscheidung in Textform zugeht.

16  Welches Gericht ist zuständig?

16.1
Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen uns sind 
folgende Gerichte zuständig:
	• das Gericht am Sitz unseres Unternehmens oder 

unserer Niederlassung, die für Ihren Vertrag zuständig 
ist,
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18.2
Tarifliche Anpassungen von Beitragssätzen können von 
uns zur Hauptfälligkeit des Vertrages mit Wirkung ab 
Beginn des nächsten Versicherungsjahres vorgenommen 
werden.

18.3
Der Beitragssatz wird für Teile des Gesamtbestandes, die 
nach objektiv risikobezogenen Kriterien abgrenzbar sind, 
mittels anerkannter mathematisch-statistischer 
Verfahren getrennt ermittelt.
	• Beitragssenkungen können auch ohne Information 

durchgeführt werden.
	• Beitragserhöhungen werden Ihnen spätestens einen 

Monat vor dem Wirksamwerden der Erhöhung des 
Beitrags mitgeteilt. Sie können den Versicherungs
vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der 
Mitteilung mit sofortiger Wirkung, frühestens jedoch 
zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Beitrags
erhöhung, kündigen. 

18.4
Individuell vereinbarte Zu- und Abschläge, sowie 
generelle tarifliche Regelungen, bleiben von diesen 
Bestimmungen unberührt. 

19  Welches Recht findet Anwendung?
Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.
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In Ergänzung zu den AUB 2019 Silber gelten folgende 
Besondere Bedingungen, soweit sie ausdrücklich im 
Versicherungsschein genannt sind:

U 901 � Besondere Bedingungen für die progressiven 
Invaliditätsstaffeln

Sie haben mit uns eine Unfallversicherung vereinbart, bei 
der sich die Invaliditätsleistung ab bestimmten Invalidi-
tätsgraden erhöht (Progression).

Der Invaliditätsgrad wird nach Ziffer 2.1 und Ziffer 3 der 
AUB 2019 Silber ermittelt.

Welche der nachfolgenden Progressionsmodelle für Ihren 
Vertrag gilt, entnehmen Sie bitte Ihrem Versicherungs-
schein oder dem Nachtrag zum Versicherungsschein.

Invaliditätsgrad
Progressive Invaliditätsstaffel

225 % 350 % 500 %

1 – 25 % 1 – 25 % 1 – 25 % 1 – 25 % 

26 % 27 % 28 % 30 %

27 % 29 % 31 % 35 %

28 % 31 % 34 % 40 %

29 % 33 % 37 % 45 %

30 % 35 % 40 % 50 %

31 % 37 % 43 % 55 %

32 % 39 % 46 % 60 %

33 % 41 % 49 % 65 %

34 % 43 % 52 % 70 %

35 % 45 % 55 % 75 %

36 % 47 % 58 % 80 %

37 % 49 % 61 % 85 %

38 % 51 % 64 % 90 %

39 % 53 % 67 % 95 %

40 % 55 % 70 % 100 %

41 % 57 % 73 % 105 %

42 % 59 % 76 % 110 %

43 % 61 % 79 % 115 %

44 % 63 % 82 % 120 %

45 % 65 % 85 % 125 %

46 % 67 % 88 % 130 %

47 % 69 % 91 % 135 %

48 % 71 % 94 % 140 %

49 % 73 % 97 % 145 %

50 % 75 % 100 % 150 %

51 % 78 % 105 % 157 %

52 % 81 % 110 % 164 %

53 % 84 % 115 % 171 %

54 % 87 % 120 % 178 %

55 % 90 % 125 % 185 %

56 % 93 % 130 % 192 %

57 % 96 % 135 % 199 %

58 % 99 % 140 % 206 %

59 % 102 % 145 % 213 %

60 % 105 % 150 % 220 %

61 % 108 % 155 % 227 %

62 % 111 % 160 % 234 %

63 % 114 % 165 % 241 %

64 % 117 % 170 % 248 %

65 % 120 % 175 % 255 %

66 % 123 % 180 % 262 %

67 % 126 % 185 % 269 %

68 % 129 % 190 % 276 %

69 % 132 % 195 % 283 %

70 % 135 % 200 % 290 %

71 % 138 % 205 % 297 %

72 % 141 % 210 % 304 %

73 % 144 % 215 % 311 %

74 % 147 % 220 % 318 %

75 % 150 % 225 % 325 %

76 % 153 % 230 % 332 %

77 % 156 % 235 % 339 %

78 % 159 % 240 % 346 %

79 % 162 % 245 % 353 %

80 % 165 % 250 % 360 %

81 % 168 % 255 % 367 %

82 % 171 % 260 % 374 %

83 % 174 % 265 % 381 %

84 % 177 % 270 % 388 %

85 % 180 % 275 % 395 %

86 % 183 % 280 % 402 %

87 % 186 % 285 % 409 %

88 % 189 % 290 % 416 %

89 % 192 % 295 % 423 %

90 % 195 % 300 % 430 %

91 % 198 % 305 % 437 %

92 % 201 % 310 % 444 %

93 % 204 % 315 % 451 %

94 % 207 % 320 % 458 %

95 % 210 % 325 % 465 %

96 % 213 % 330 % 472 %

97 % 216 % 335 % 479 %

98 % 219 % 340 % 486 %

99 % 222 % 345 % 493 %

100 % 225 % 350 % 500 %
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U 916 � Besondere Bedingungen für die progressive 
Unfall-Rente ab 40 % Invalidität

1  Voraussetzung für die Leistung
Der Unfall hat zu einem nach Ziffer 2.1 und Ziffer 3 der 
Ihrem Vertrag zugrunde liegenden Allgemeinen Unfall-
Versicherungsbedingungen (AUB) ermittelten und fest
gestellten Invaliditätsgrad
	• ohne Berücksichtigung von besonderen Gliedertaxen, 

progressiven Invaliditätsstaffeln oder sonstigen 
Mehrleistungen 

	• �von mindestens 40 % geführt.

2  Höhe der Leistung
Wir zahlen unabhängig vom Lebensalter der versicherten 
Person die Unfall-Rente ab einem ermittelten und fest
gestellten Invaliditätsgrad von
	• 40 % drei Viertel der versicherten Unfall-Rente,
	• 55 % die volle versicherte Unfall-Rente,
	• 75 % die eineinhalbfache versicherte Unfall-Rente,
	• 90 % die zweifache versicherte Unfall-Rente.

3  Beginn und Dauer der Leistung

3.1
Die Unfall-Rente zahlen wir 
	• rückwirkend ab Beginn des Monats, in dem sich der 

Unfall ereignet hat,
	• monatlich im Voraus.

3.2
Die Unfall-Rente zahlen wir bis zum Ende des Monats, in 
dem
	• die versicherte Person stirbt, oder
	• wir Ihnen mitteilen, dass eine nach Ziffer 9.4 (AUB) vor-

genommene Neubemessung ergeben hat, dass der 
unfallbedingte Invaliditätsgrad unter 40 % gesunken ist.

Ändert sich der Invaliditätsgrad durch eine Neubemes-
sung in eine niedrigere oder höhere Stufe der Progression, 
zahlen wir ab Beginn des nächsten Monats nach der Neu-
bemessung die für diese Stufe vereinbarte Unfall-Rente.

Zur Prüfung der Voraussetzungen für den Rentenbezug 
sind wir berechtigt, Lebensbescheinigungen anzufordern. 
Wird die Bescheinigungnicht unverzüglich übersandt, 
ruht die Rentenzahlung ab der nächsten Fälligkeit.

4  Todesfallleistung
Wir zahlen die Rente auch die nächsten 3 Monate über 
den Monat, in dem die versicherte Person verstorben ist, 
weiter, wenn ein Anspruch auf eine Unfall-Rente bereits 

U 913 � Besondere Bedingungen für die monatliche 
Unfall-Rente ab 50 % Invalidität

1  Voraussetzung für die Leistung
Der Unfall hat zu einem nach Ziffer 2.1 und Ziffer 3 der 
Ihrem Vertrag zugrunde liegenden Allgemeinen Unfall-
Versicherungsbedingungen (AUB) ermittelten und 
festgestellten Invaliditätsgrad
	• ohne Berücksichtigung von besonderen Gliedertaxen, 

progressiven Invaliditätsstaffeln oder sonstigen 
Mehrleistungen 

	• von mindestens 50 % geführt. 

2  Höhe der Leistung
Wir zahlen unabhängig vom Lebensalter der versicherten 
Person die Unfall-Rente in Höhe der Versicherungs-
summe.

3  Beginn und Dauer der Leistung

3.1
Die Unfall-Rente zahlen wir 
	• rückwirkend ab Beginn des Monats, in dem sich der 

Unfall ereignet hat,
	• monatlich im Voraus.

3.2
�Die Unfall-Rente zahlen wir bis zum Ende des Monats, in 
dem
	• die versicherte Person stirbt, oder
	• wir Ihnen mitteilen, dass eine nach Ziffer 9.4 (AUB) vor-

genommene Neubemessung ergeben hat, dass der 
unfallbedingte Invaliditätsgrad unter 50 % gesunken ist.

Zur Prüfung der Voraussetzungen für den Rentenbezug 
sind wir berechtigt, Lebensbescheinigungen anzufordern. 
Wird die Bescheinigung nicht unverzüglich übersandt, 
ruht die Rentenzahlung ab der nächsten Fälligkeit.

4  Todesfallleistung
Wir zahlen die Rente auch die nächsten 3 Monate über 
den Monat, in dem die versicherte Person verstorben ist, 
weiter, wenn ein Anspruch auf eine Unfall-Rente bereits 
anerkannt war und der Tod später als ein Jahr nach dem 
Unfall eingetreten ist.

5  Sonstige Bestimmungen
�Dieser Versicherungsschutz kann unabhängig von den 
anderen vereinbarten Leistungsarten von beiden Ver-
tragspartnern entsprechend den Bestimmungen der 
Ziffer 10.2 und 10.4 AUB selbstständig gekündigt werden.
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5
Sie erhalten eine schriftliche Mitteilung über die 
Erhöhung. Die Erhöhung entfällt, wenn Sie ihr innerhalb 
von 6 Wochen nach unserer Mitteilung schriftlich wider-
sprechen. Auf die Frist werden wir Sie hinweisen.

6
Sie und wir können diese Zusatzvereinbarung auch für 
die gesamte Restlaufzeit des Vertrages widerrufen. Der 
Widerruf muss schriftlich spätestens 3 Monate vor Ablauf 
des Versicherungsjahres erfolgen.

7
Die Erhöhung der Versicherungssummen und des 
Beitrags entfällt,
	• wenn eine der unter Ziffer 2 genannten Leistungen die 

Höchstversicherungssumme nach dem zugrunde 
liegenden Tarif erreicht hat,

	• spätestens mit dem Ende des Versicherungsjahres, in 
dem die versicherte Person die Altersgrenze gemäß 
Ziffer 6.3.2 AUB erreicht.

anerkannt war und der Tod später als ein Jahr nach dem 
Unfall eingetreten ist.

5  Sonstige Bestimmungen
Dieser Versicherungsschutz kann unabhängig von den 
anderen vereinbarten Leistungsarten von beiden Ver-
tragspartnern entsprechend den Bestimmungen der 
Ziffer 10.2 und 10.4 AUB selbstständig gekündigt werden.

U 905	� Besondere Bedingungen zur Herabsetzung der 
Leistungen bei Berufsunfällen

Für alle vereinbarten Leistungsarten (beitragspflichtig 
und beitragsfrei) gilt für die versicherte Person folgende 
Vereinbarung:

Bei einem Unfall während der beruflichen Tätigkeit ermä-
ßigen sich die Versicherungssummen um 50 % – diese 
Ermäßigung gilt nicht für die Wegerisiken zu und von der 
Arbeitsstelle.

U 912 � Besondere Bedingungen für die dynamische 
Anpassung von Leistung und Beitrag

�Sie haben mit uns eine Unfallversicherung vereinbart, 
deren Summen und Beitrag angepasst werden.

1
Wir erhöhen die Versicherungssummen jährlich um 5 % 
zum Beginn des Versicherungsjahres, und zwar erstmals 
zum Beginn des zweiten Versicherungsjahres.

2
Dabei werden die Versicherungssummen wie folgt 
aufgerundet:
	• für den Invaliditäts- und Todesfall auf volle 500 EUR
	• für die Rente auf volle 50 EUR
	• für Unfall-Tagegeld, Unfall-Krankenhaustagegeld auf 

volle 0,50 EUR

Die in dieser Aufzählung nicht genannten Leistungsarten 
nehmen an einer Anpassung von Summen und Beitrag 
nicht teil.

3
�Die erhöhten Versicherungssummen gelten für alle nach 
dem Erhöhungstermin eintretenden Leistungsfälle.

4
Der Beitrag erhöht sich im gleichen Verhältnis wie die 
Versicherungssummen. Da diese aufgerundet werden 
(siehe Ziffer 2), kann der Prozentsatz der Beitrags
erhöhung über dem liegen, der sich aus Ziffer 1 ergibt.
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Informationen nach  
der VVG-Informations
pflichtenverordnung
(VVG-InfoV)

Wir haben Ihnen gemäß § 7 Absatz 1 Satz 1 Versiche-
rungsvertragsgesetz (VVG) in Verbindung mit § 1 VVG-
InfoV folgende Informationen zur Verfügung zu stellen:

Informationen zum Versicherer 

Name:		�  Baloise Sachversicherung AG  
Deutschland

ladungsfähige Anschrift: 	� Basler Straße 4,   
61352 Bad Homburg v. d. H.

Rechtsform: 	 Aktiengesellschaft
Sitz: 		  Bad Homburg v. d. H.
Handelsregister: 	� Handelsregister des Amts

gerichts Bad Homburg v. d. H.
Registernummer: 	 HRB 9357
Vorstand: 	� Dr. Jürg Schiltknecht  

(Vorsitzender des Vorstands), 
Manuela Moog, Julia Wiens, 
Christoph Willi

Vorsitzender  
des Aufsichtsrats: 	 Andreas Burki
Hauptgeschäftstätigkeit:	Versicherungsgeschäft

Informationen zur angebotenen Leistung

Allgemeine Versicherungsbedingungen einschließlich 
Tarifbestimmungen, die für das Versicherungsverhältnis 
gelten
Dem Vertrag liegen die Allgemeinen Versicherungsbedin-
gungen, die Tarifbestimmungen und Sondervereinbarun-
gen zugrunde, die im Angebot bzw. Antrag genannt 
werden.

Wesentliche Merkmale der Versicherungsleistung
Die wesentlichen Merkmale, wie z. B. Angaben über Art, 
Umfang und Fälligkeit der Leistung des Versicherers, 
bestimmen sich aus den im Antrag bzw. Versicherungs-
schein genannten Allgemeinen Versicherungsbedingun-
gen, den Tarifbestimmungen, Sondervereinbarungen 
sowie dem Recht der Bundesrepublik Deutschland.

Gesamtpreis der Versicherung
Die Höhe der einzelnen Prämien, die zu entrichtende 
Gesamtprämie einschließlich der gesetzlichen Versiche-
rungsteuer und der Zeitraum, für den die Prämie zu 
zahlen ist, sind im Antrag und im Versicherungsschein 
ausgewiesen.

Zusätzliche Kosten
Nebengebühren und Kosten (außer den gesetzlichen 
Abgaben, Mahngebühren in Höhe von 6 EUR sowie  
den Kosten bei Nichteinlösung des SEPA-Lastschrift
verfahrens in Höhe von 6 EUR) werden nicht erhoben. 
Falls besondere Kosten für Telekommunikationsgebühren 
anfallen, die über die normalen Telefonkosten hinaus
gehen, werden diese bei der jeweiligen Telefonnummer 
angegeben.

Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und Erfüllung, 
insbesondere zur Zahlungsweise der Prämie
Die erste oder einmalige Prämie ist – unabhängig von 
dem Bestehen eines Widerrufsrechts – unverzüglich nach 
dem Zeitpunkt des vereinbarten und im Versicherungs-
schein angegebenen Versicherungsbeginns zu zahlen. Ist 
die Zahlung der Jahresprämie in Raten vereinbart, gilt als 
erste Prämie nur die erste Rate der ersten Jahresprämie. 
Die Folgeprämien werden zu dem jeweils vereinbarten 
Zeitpunkt fällig. Es gilt die im Antrag genannte Zahlweise.

Befristung der Gültigkeitsdauer der zur Verfügung 
gestellten Informationen
Die zur Verfügung gestellten Informationen, insbeson-
dere die im Angebot bzw. Antrag gemachten Angaben  
zu Versicherungsumfang und Prämienhöhe, behalten 
Gültigkeit für drei Monate ab Angebotsabgabe, es sei 
denn, die Gültigkeitsdauer wird im Angebot oder Antrag 
abweichend bestimmt.

Wird bei einer Gebäudeversicherung nach Angebots
abgabe aber vor Vertragsschluss der gleitende Neu
wertfaktor bzw. Prämienfaktor angepasst, wird die 
Prämie anhand des bei Vertragsschluss gültigen gleiten-
den Neuwert- bzw. Prämienfaktors neu berechnet.

Informationen zum Vertrag

Zustandekommen des Vertrages
Der Vertrag mit uns kommt zustande, wenn wir den von 
Ihnen gestellten Antrag auf Abschluss eines Versiche-
rungsvertrages annehmen. Dies geschieht, indem wir 
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Ihnen den Versicherungsschein oder eine ausdrückliche 
Annahmeerklärung übersenden und dieser/diese Ihnen 
zugeht. Der Versicherungsschutz beginnt mit Einlösung 
des Versicherungsscheines durch Zahlung der Prämie 
und der Versicherungsteuer, jedoch nicht vor dem verein-
barten Zeitpunkt. Soll der Versicherungsschutz schon vor 
Einlösung des Versicherungsscheines beginnen (vor
läufige Deckung), bedarf es einer besonderen Zusage des 
Versicherers oder der hierzu bevollmächtigten Personen.

Widerruf 
Widerrufsrecht
Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb einer 
Frist von 14 Tagen ohne Angabe von Gründen in 
Textform (z. B. Brief, Fax, E-Mail) widerrufen.

Die Widerrufsfrist beginnt, nachdem Ihnen
	• der Versicherungsschein,
	• die Vertragsbestimmungen, einschließlich der 

für das Vertragsverhältnis geltenden Allgemei-
nen Versicherungsbedingungen, diese wiede-
rum einschließlich der Tarifbestimmungen,

	• die Widerrufsbelehrung,
	• das Informationsblatt zu Versicherungsprodukten,
	• und diese Informationen nach der VVG-Informa-

tionspflichtenverordnung
jeweils in Textform zugegangen sind.

Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die recht-
zeitige Absendung des Widerrufs. Der Widerruf ist 
zu richten an:

Baloise Sachversicherung AG Deutschland
Basler Straße 4
61352 Bad Homburg v. d. H.
Telefaxnummer: +49 6172 125456
E-Mail-Adresse: info@baloise.de

Widerrufsfolgen
Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Ver-
sicherungsschutz und der Versicherer hat Ihnen 
den auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs entfal-
lenden Teil der Prämien zu erstatten, wenn Sie 
zugestimmt haben, dass der Versicherungsschutz 
vor dem Ende der Widerrufsfrist beginnt. Den Teil 
der Prämie, der auf die Zeit bis zum Zugang des 
Widerrufs entfällt, darf der Versicherer in diesem 
Fall einbehalten; dabei handelt es sich um einen 
Betrag, der sich wie folgt berechnet:

Anzahl der Tage, an denen Versicherungsschutz 
bestanden hat, x 1/360 der Jahresprämie.

Die Höhe der Jahresprämie entnehmen Sie bitte 
dem Antrag bzw. Ihrer individuellen Vertragsinfor-
mation. Der Versicherer hat zurückzuzahlende 
Beträge unverzüglich, spätestens 30 Tage nach 
Zugang des Widerrufs, zu erstatten.

Beginnt der Versicherungsschutz nicht vor dem 
Ende der Widerrufsfrist, so hat der wirksame Wider-
ruf zur Folge, dass empfangene Leistungen zurück-
zugewähren und gezogene Nutzungen (z. B. Zinsen) 
herauszugeben sind. Haben Sie Ihr Widerrufsrecht 
hinsichtlich des Versicherungsvertrages wirksam 
ausgeübt, so sind Sie auch an einen mit dem Ver-
sicherungsvertrag zusammenhängenden Vertrag 
nicht mehr gebunden. Ein zusammenhängender 
Vertrag liegt vor, wenn er einen Bezug zu dem 
widerrufenen Vertrag aufweist und eine Dienstleis-
tung des Versicherers oder eines Dritten auf der 
Grundlage einer Vereinbarung zwischen dem 
Dritten und dem Versicherer betrifft. Eine Vertrags-
strafe darf weder vereinbart noch verlangt werden.

Besondere Hinweise
Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf 
Ihren ausdrücklichen Wunsch sowohl von Ihnen als 
auch vom Versicherer vollständig erfüllt ist, bevor 
Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben.

 Vertragslaufzeit
Die Laufzeit des Vertrages entnehmen Sie bitte Ihrem 
Antrag. Hat Ihr Vertrag eine Laufzeit von mindestens 
einem Jahr, verlängert er sich automatisch um jeweils ein 
weiteres Jahr, wenn Sie oder wir den Vertrag nicht spätes-
tens drei Monate (in der Kraftfahrtversicherung einen 
Monat) vor dem Ende der Vertragslaufzeit kündigen. Hat 
Ihr Vertrag eine Laufzeit von mehr als drei Jahren, können 
Sie diesen bereits zum Ende des dritten Jahres kündigen. 
Beachten Sie auch hier, dass uns Ihre Kündigung hierbei 
drei Monate vor Ablauf der ersten drei Jahre Ihrer Ver-
tragslaufzeit zugehen muss. Einzelheiten entnehmen Sie 
bitte den Allgemeinen Versicherungsbedingungen.

Beendigung des Vertrages
Der Vertrag kann von beiden Parteien stets zum Ablauf 
der Laufzeit gekündigt werden. Die Kündigung muss dem 
jeweils anderen Vertragspartner drei Monate (in der 
Kraftfahrtversicherung einen Monat) vor Ablauf vorliegen. 
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Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet 
der Vertrag, ohne dass es einer Kündigung bedarf, zum 
vorgesehenen Zeitpunkt. Bei einer Vertragsdauer von 
mehr als drei Jahren kann der Vertrag schon zum Ablauf 
des dritten Jahres oder jedes darauffolgenden Jahres 
vom Versicherungsnehmer gekündigt werden; die Kündi-
gung muss dem Vertragspartner spätestens drei Monate 
vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres zuge-
gangen sein. Im Übrigen besteht auch ein Kündigungs-
recht des Versicherungsnehmers bei einer Beitragserhö-
hung und im Versicherungsfall. Einzelheiten können Sie 
den Allgemeinen Versicherungsbedingungen entnehmen. 
Gesetzliche Kündigungsrechte bleiben hiervon unberührt.

Anwendbares Recht
Es gilt deutsches Recht.

Sprache
Die Vertragssprache ist deutsch.

Außergerichtliche Rechtsbehelfe und 
Beschwerdemöglichkeiten; zuständige 
Aufsichtsbehörde

Wenn Sie mit einer unserer Entscheidungen nicht zufrie-
den sind oder eine Verhandlung mit uns nicht zu dem von 
Ihnen gewünschten Ergebnis geführt hat, können Sie sich 
als Verbraucher auch an die Verbraucherschlichtungs-
stelle Versicherungsombudsmann e. V. wenden, wobei die 
Verfahrensordnung des Versicherungsombudsmanns zu 
beachten ist. Den Versicherungsombudsmann können 
Sie über folgende Wege erreichen:

Versicherungsombudsmann e. V.
Postfach 080632
10006 Berlin
Telefon: 0800 3696000 (kostenfrei)
Telefax: 0800 3699000 (kostenfrei)
E-Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de  
weitere Kontaktinformationen: 
www.versicherungsombudsmann.de

Die Möglichkeit, den Rechtsweg zu beschreiten, bleibt 
hiervon unberührt. Mit Beschwerden über die Baloise 
Sachversicherung AG Deutschland können Sie sich auch 
an die für uns zuständige Aufsichtsbehörde wenden.  
Wir unterliegen der Aufsicht durch die  
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin), 
Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn  
oder Postfach 1253, 53002 Bonn.
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Vermittler-Nr.: Spartenleitung (für )

Aufstellung der ausgehändigten Unterlagen

Unfallversicherung:
Produktinformationsblatt für die Unfallversicherung (allgemeine Infos)

Produktinformationsblatt für den Baloise ReAktivierer
Antrag auf Unfallversicherung vom:  01.09.2023

Allgemeine Unfall-Versicherungsbedingungen (AUB 2019)

Allgemeine Versicherungsbedingungen für den Baloise ReAktivierer (BReA 2015)

Haftpflichtversicherung:
Produktinformationsblatt für die Privat-Haftpflichtversicherung (allgemeine Infos)

Produktinformationsblatt für die Gewässerschaden-Haftpflichtversicherung (Anlagenrisiko) (allgemeine Infos)

Produktinformationsblatt für die Tierhalter-Haftpflichtversicherung (allgemeine Infos)

Produktinformationsblatt für die Haus- und Grundbesitzer-Haftpflichtversicherung (allgemeine Infos)

Produktinformationsblatt für die Bauherren-Haftpflichtversicherung (allgemeine Infos)

Antrag auf Haftpflichtversicherung vom:  |________________

Allgemeine Versicherungsbedingungen für die Haftpflichtversicherung (AHB 2012)

Hausratversicherung:
Produktinformationsblatt für die Hausratversicherung (allgemeine Infos)

Antrag auf Hausratversicherung vom:  |________________

Allgemeine Hausrat-Versicherungsbedingungen (VHB 2016 - Fassung 2019)

Wohngebäudeversicherung:
Produktinformationsblatt für die Wohngebäudeversicherung (allgemeine Infos)

Antrag auf Wohngebäudeversicherung vom:  |________________

Allgemeine Wohngebäude-Versicherungsbedingungen (VGB 2000)

Wochenendhaus Kompakt:
Produktinformationsblatt für Wochenendhaus Kompakt (allgemeine Infos)

Antrag auf Wochenendhaus Kompakt vom:  |________________

Allgemeine Wohngebäude-Versicherungsbedingungen (VGB 2000)
Besondere Vereinbarungen zur Wochenendhaus-Kompakt-Police

Glasversicherung:
Produktinformationsblatt für die Glasversicherung (allgemeine Infos)

Antrag auf Glasversicherung vom:  |________________

Allgemeine Bedingungen für die Glasversicherung (AGlB 94)

Baloise ExistenzSicherung BU-Versicherung für freiberuflich Tätige:
Produktinformationsblatt für Baloise ExistenzSicherung (allgemeine Infos)

Antrag auf Baloise ExistenzSicherung vom:  |________________

Bedingungen für die BU-Versicherung für freiberuflich Tätige (BUFT 2020)

Allgemeine Informationen (gilt für alle Sparten):
Allgemeine Informationen zum Vertrag gemäß VVG-Informationspflichtenverordnung
Belehrung über das Widerrufsrecht
Mitteilung über die Folgen einer vorvertraglichen Anzeigepflichtverletzung

Baloise Sachversicherung AG Deutschland | Sitz der Gesellschaft: Bad Homburg v.d.H. | Amtsgericht Bad Homburg v.d.H., HRB 9357 | USt-ID-Nr. DE 815678472

VSt-Nr. 807/V90807005429 | Vorstand: Dr. Jürg Schiltknecht – Vorsitzender, Manuela Moog, Julia Wiens, Christoph Willi | Aufsichtsratsvorsitzender: Andreas Burki

Basler Straße 4, 61352 Bad Homburg v.d.H. | Internet: www.baloise.de | E-Mail: info@baloise.de
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